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STICHWORT BAYER 2/2013 Meinung

Sol Picciotto ist emeritierter Professor der Lancaster

University. Er hat unter anderem das Buch „Regulating
Global Corporate Capitalism veröffentlicht und für das

TAX JUSTICE NETWORK die Schrift „Towards Unitary

Tasation of Multinational Cooperations verfasst.

es wird immer klarer, dass wir einen
neuen, unbefangenen Blick darauf werfen
müssen, wie multinationale Konzerne be
steuert werden. Im Moment werden BAY
ER & Co. nach einem System besteuert,
dessen Grundlagen vor einem Jahrhun
dert geschaffen wurden. Gäbe es dage
gen eine global einheitliche Steuer-Praxis,
so würden die Unternehmen nicht länger
gemäß der Rechtskonstruktionen besteu
ert, die ihre Steuerberaterinnen für sie
geschaffen haben, sondern gemäß der
ökonomischen Substanz dessen, was sie
in welchen Ländern genau tun. Das wäre
viel angemessener und obendrein einfa
cher zu handhaben als die aktuelle Heran
~ ehensweise.
las gegenwärtige internationale Steuer
System behandelt die Multis so, als wä
ren sie eine lose Verbindung selbststän
diger Einheiten, die in unterschiedlichen
Staaten operieren. Es gibt gegenwärtig
nur wenig Abstimmung zwischen den
einzelnen Steuerbehörden, und dieser
„selbstständige Einheiten“-Ansatz eröff
net multinationalen Gesellschaften wie
BAYER enorme Möglichkeiten, ihre Profite
zum Zweck der Steuer-Ersparnis rund um
den G[obus zu verschieben.
Diese Steuervermeidungspolitik bedient
sich hauptsächlich zweier Methoden. Zum
einen richten die Multis Tochter-Gesell
schaften in Ländern ein, die keine Einkom
menssteuer berechnen oder niedrige Sät
ze haben, entweder um dorthin Aktivitä
ten auszulagern oder um die Gesellschaf
ten als Holding zu nutzen, die Patente,
Schuldverschreibungen oder Beteiligun

gen hält. Indem die Konzerne ihnen Profi
te überschreiben, können sie ihre Steuer-
last senken, obwohl diese Niederlassun
gen oft nur auf dem Papier existieren und
vielleicht gerade noch eine Briefkasten-
Adresse in einem Bürogebäude haben.
Zum anderen können BAYER & Co. über
die Preis-Festsetzungen bei firmen-inter
nen Transaktionen Profite von Hochsteuer
in Niedrigsteuerländer wandern lassen.
Als „transfer pricing“ ist diese Verfah
rensweise bekannt.
Die Einheitssteuer nimmt sich beider Pro
bleme an. Sie erlaubt BAYER & Co. nicht
länger, so veranschlagt zu werden, als
seien sie eine Ansammlung unterschiedli
cher und deshalb auch unterschiedlichen
Gesetzen unterworfener Einheiten. Das
neue Modell behandelt die Multis statt
dessen als ein Gesamtes. Es zwingt sie,
eine globale Steuererklärung vorzulegen
und diese dann auf die einzelnen Länder
herunterzubrechen — gemäßdem Umfang
ihrer dortigen Geschäftstätigkeit. Dieser
kombinierte Report ermöglicht dann jeder
betroffenen Nation den auf ihrem Ho
heitsgebiet erwirtschafteten Profit nach
den eigenen Sätzen zu versteuern.
Das entspricht der ökonomischen Realität,
dass die Multis für gewöhnlich Oligopole
sind, deren Grundlage eine spezielle Tech
nologie oder ein spezielles Know-how ist.
Sie existieren wegen der Synergie-Effek
te, die aus der Kombination ihrer ökono
mischer Aktivitäten an den unterschied
lichsten Orten erwachsen. Diese Vortei
le können nicht einer einzigen Niederlas
sung zugeschrieben werden, sondern nur

dem globalen Verbund. Jedes dieser Toch
ter-Unternehmen aus steuerl ‘ -

den separat zu behandeln, ist unpraktisch
und verleugnet die ökonomische Realität.
Steuer-Expertlnnen wissen bereits seit
langem, dass ein einheitlicher Ansatz
mehr Sinn macht. Selbst in den 1930er
Jahren, als das „Getrennte Entitäten“
Prinzip im Umgang mit den internen Preis-
berechnungen international Konsens-Fäh
igkeit erlangte, erkannte man, dass die
nationalen Behörden die Möglichkeit der
Einsicht in -

müssten, um eine faire Aufteilung der
Profite auf die einzelnen Konzern-Stand -

te zu gewährleisten. Zudem werden seit
den 1990er Jahren zunehmend Veran
schlagungspraktiken genutzt, die in Rich
tung Steuervereinheitlichung gehen. Eini
ge Steuergesetzgebungen — bemerkens
werterweise besonders in einer wachsen
den Anzahl von US-Bundesstaaten — ha
ben diese bereits erfolgreich implemen
tiert. Und die Europäische Union hat auch
schon Vorschläge ausgearbeitet, um ein
solches Vorgehen zu übernehmen.
Also ist die Zeit reif für eine Reform.
Komplementiert durch die Pflicht zur Er
stellung eines Land-für-Land-Reportes
über die jeweils gezahlten Abgaben, wür
de eine Vereinheitlichung der Unterneh
menssteuer einen großen Schritt hin zu
einem internationalen Steuer-Regime auf
der Basis von Transparenz und Effektivität
bedeuten. Der Weg hin zu einer Reform
muss jetzt eröffnet werden!

~‘: ~

Liebe Leserinnen
und Leser,

1‘

Jetzt für die Zukunft sorgen: Robin Wood unterstützen!
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Recht & Unbillig STICHWORT BAYER 212013 STICHWORT BAYER 2/2013 Recht & Unbillig

Traditionell ist die Universität Köln eng
mit dem benachbarten BAYER­Konzern
verbandelt. Gleich mehrere Stiftungspro
fessuren finanzierte der Pharma­Riese. Im
Kölner Hochschulrat, der über den Etat
der Hochschule und die Berufung neuer
Professorlnnen entscheidet, ist das Unter
nehmen gleich mit zwei Mitgliedern ver
treten: Andreas Radbruch, Direktor des
Deutschen Rheuma­Forschungszentrums,
war zuvor Inhaber der „BAYER­Dozentur“
am Institut für Genetik, und BAYER­Vor
standsmitglied Richard Pott ist seit 2008
sogar Vorsitzender des Gremiums.
Wie alle Universitäten leidet auch die
Kölner Hochschule an chronischer Unter­
finanzierung. Als BAYER vor fünf Jahren

anbot, für eine Forschungskooperation mit
der Uniklinik jährlich eine sechsstellige
Summe ­ der genaue Betrag ist nicht be
kannt ­ bereitzustellen, nahm die Uni
versitätsleitung gerne an. Eines ihrer Zu
geständnisse: Der Vertrag muss unter
Verschluss bleiben. An die Offentlichkeit
drangen nur die Forschungsgebiete wie
Herz­Kreislauf­Leiden, Krebs und Erkran
kungen des Zentralnervensystems und der
Plan, ein Graduiertenkolleg einzurichten,
welches Doktorandlnnen im Rahmen der
Zusammenarbeit fördert. Der damalige
Wissenschaftsminister Andreas Pinkwart
(FDP), der mit dem sogenannten „Hoch
schulfreiheitsgesetz“ den Weg für die Ein
richtung von Hochschulräten und den stei

genden Einfluss der Wirtschaft auf die
Hochschul­Forschung geebnet hatte, be
zeichnete den Vertrag als die „weitestrei
chende Kooperation, die eine nordrhein­
westfälische Universitätsklinik bislang
eingegangen ist“.
Die genauen Umstände der Zusammen
arbeit sind bis heute intransparent. So
ist ungeklärt, ob die Universität an erteil
ten Patenten partizipiert, ob auch künftig
noch Medikamente für ökonomisch un
interessante Kranktieiten entwickelt wer
den und wie die Publikationsfreiheit sich
ergestellt wird. Kritikerlnnen befürchten
eine Ausrichtung der universitären Phar
ma­Forschung auf rein wirtschaftliche Kri
terien. Professor Rainer Roth, Beiratsmit

glied der COORDINATION GEGEN BAY
ER­GEFAHREN (CBG), kommentiert.,, Die
ohnehin eingeschränkte Unabhängigkeit
der Wissenschaft geht noch weiter verlo
ren, wenn Universitäten und Forschungs
institute immer mehr von der Industrie
finanziert werden. Nicht weil Bestech
ungsgelder fließen, sondern weil Wissen
schaftler eher Studien durchführen und
Ergebnisse präsentieren, die den Interes
sen der Kooperationspartner entsprechen.
Wenn der Erfolg der Institute zudem an
den eingeworbenen Drittmitteln gemes
sen wird, tritt das wissenschaftliche In
teresse noch mehr hinter das Geschäfts
interesse der Sponsoren zurück.“

Veto­Recht des Sponsors
Die Pharma­Forschung steht beispielhaft
für ein Gut von hohem öffentlichem Inter
esse, welches durch industrielle Beein
flussung gefährdet wird. Denn neuartige
Medikamente stammen zumeist nicht aus
lndustrie­Laboren, sondern aus staatlich
geförderten Einrichtungen. Nur diese lei
sten sich den Luxus, auch ökonomisch un
interessante Krankheiten zu untersuchen ­

oftmals verzichten sie sogar auf Patent
Einnahmen. Pharma­Firmen hingegen las
sen die Ergebnisse der meisten Studien in
der Schublade verschwinden. Veröffent
licht wird nur, was der Vermarktung dient.
Dieser Logik, die dem hehren Anspruch
nach Wahrheitssuche diametral entge
gensteht, dürfen sich die Universitäten
keinesfalls unterwerfen.
Ein abschreckendes Beispiel ist die Ko
operation zwischen zwei Berliner Uni
versitäten und der DEUTSCHEN BANK.

as Geldhaus hatte für zwei Stiftungs
professuren im Bereich „Finanzmathema
tik“ jährlich drei Millionen Euro zugesagt
und sich dafür weitreichende Mitbestim
mungsrechte bei der Berufung der Wis
senschaftlerlnnen und der Auswahl der
Forschungsgebiete zusichern lassen. Auch
die Publikationsfreiheit wurde deutlich
eingeschränkt: In dem geheimen Vertrag,
der der taz zugespielt wurde, hieß es:
„Alle Forschungsergebnisse der Univer
sitäten, die im Rahmen der Kooperation
entstehen, sind der DEUTSCHEN BANK
(...) zur Freigabe vorzulegen“. Kritikerln
nen sprachen von „gekaufter Wissen
schaft“. Auch Jan­Hendrik Olbertz, Präsi
dent der Humboldt­Universität, sieht den
Vertrag heute als „echten Betriebsunfall“.
Zu befürchten ist jedoch, dass der „Be
triebsunfall“ System hat. Denn ohne Ge
genleistung sponsert kein Unternehmen
eine Forschungseinrichtung. Und der An­

teil von Drittmitteln an den Hochschul
etats ist von 15 Prozent im Jahr 2000 auf
mehr als 22 Prozent im Jahr 2010 ge
stiegen. An der Kölner Uni ist besonders
stark die Medizin in Abhängigkeit gera
ten: 2011 standen staatlichen Mitteln in
Höhe von 170,3 Millionen Euro Drittmittel
von 64,4 Millionen gegenüber; von die
sen kamen 21,3 Millionen direkt aus der
Industrie.

Breite Koalition
Auf eine erste Anfrage der CBG zur Aus
gestaltung der Kooperation mit BAYER
antwortete die Pressestelle der Hoch
schule Köln, der Vertrag unterliege dem
Betriebsgeheimnis. Die Fragen könnten
daher nicht beantwortet werden. Mit Un
terstützung von TRANSPARENCY INTER
NATIONAL, dem Ärzteverband IPPNW,
MEDICO INTERNATIONAL, dem BUND DE
MOKRATISCHER WISSENSCHAFTLERIN
NEN UND WISSENSCHAFTLER, der BUKO
PHARMAKAMPAGNE und dem AStA der
Uni Köln forderte die Coordination daher
eine Offenlegung des Vertrags. Die Initia
tiven beriefen sich dabei auf das nord
rhein­westfälische lnformationsfreiheits
gesetz (lFG), welches grundsätzlich eine
Einsichtnahme in die Akten staatlicher
Stellen ermöglicht.
Da die Hochschule trotzdem erneut block
te, schaltete die Coordination den NRW­
Beauftragten f‘
mat
des lFG überwacht. Der Landesbeauftrag
te prüfte den Vertrag und fand darin keine
Inhalte, die einer Einsichtnah
stünden. Die Rahmenvereinbarung enthal
te „im Wesentlichen organisatorische Re
gelungen“ für zukünftige, aber noch nicht
festgelegte Projekte. Der Bereich der For
schung im engeren Sinne sei nicht betrof
fen. Auch die Argumentation von BAYER,
wonach die Vereinb. • . ­

geheimnis anz ­~‚
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das Votum hinweg, unbeeindruckt von den
damit verbund .

len. Der CBG­Geschäftsführer reic
her im Mai 2011 Klage ein, obwohl d.
ein hohes Kosten­
Und prompt sah sich die Coord
zwei Großkanzleien g‘.
versität Köln beauftrag . ­

deker, die sonst die Politikpr
Schlage Merkels, Wulffs und Schava
vertritt, und BAYER •~ •. .

len Kanzlei Freshfields den Zuschl.

0­Ton BAYER

„Transparenz
bedeutet für
mich offene
und authenti
sche Kommu
nikation. Nur
wenn wir so

auftreten, erreichen wir Glaubwür
digkeit und Akzeptanz f ­

ternehmerisch

BAYERs Kommunikat ic ­

ael Schade

CBG bei der Arbeit

Die COORDI
NATION GE
GEN BAYER­
GEFAHREN
(CBG) führt

gerade einen Prozess, um Informa
tionen über das zwischen BAYER
und der Universität Köln geschlos
sene Forschungsabkom
halten. Der Landesdatenschutzbe
auftragte hatte das Begehr unter
stützt, das Kölner Verwaltungsge
richt lehnte es allerdings ab. Das

satz zu denen der meisten anderen
Bundesländer Auskunftsbeschrän

und Wissenschaft“ vor, hießes zur
Begründung. Um jetzt die Position
der Landesregierung zu dem Kasus
in Erfahrung zu bringen, kooperier
te die Coordination mit der Pira
tenpartei NRW und half bei der Ab­

BAYERs Forschungsgeheimnis

CBG klagt Auskunft ein

Kurz nach der verhandlung: links im Bild CBG­Geschgftstührer Philipp Mimkes

Im Jahr 2008 sind die Uniklinik Köln und der BAYER­Konzern eine „präferierte Partnerschaft“ eingegangen. Hochschule und
Unternehmen nahmen sich vor; neue Medikamente zu suchen und klinische Studien durchzuführen. Die Details der Koopera
tion liegen jedoch im Dunkeln. Kritikerlnnen befürchten eine Ausrichtung der akademischen Forschung auf rein wirtschaftliche
Kriterien. Vertreter der COORDINATION GEGEN BAYER­GEFAHREN (CBG) strengten daher einen Prozess an, um eine Offen
legung des Vertrags zu erzwingen. Am Verwaltungsgericht Köln fand Anfang Dezember2012 die erste Verhandlung statt.

Von Philipp Mimkes
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Traditionell ist die Universität Köln eng
mit dem benachbarten BAYER­Konzern
verbandelt. Gleich mehrere Stiftungspro
fessuren finanzierte der Pharma­Riese. Im
Kölner Hochschulrat, der über den Etat
der Hochschule und die Berufung neuer
Professorlnnen entscheidet, ist das Unter
nehmen gleich mit zwei Mitgliedern ver
treten: Andreas Radbruch, Direktor des
Deutschen Rheuma­Forschungszentrums,
war zuvor Inhaber der „BAYER­Dozentur“
am Institut für Genetik, und BAYER­Vor
standsmitglied Richard Pott ist seit 2008
sogar Vorsitzender des Gremiums.
Wie alle Universitäten leidet auch die
Kölner Hochschule an chronischer Unter­
finanzierung. Als BAYER vor fünf Jahren

anbot, für eine Forschungskooperation mit
der Uniklinik jährlich eine sechsstellige
Summe ­ der genaue Betrag ist nicht be
kannt ­ bereitzustellen, nahm die Uni
versitätsleitung gerne an. Eines ihrer Zu
geständnisse: Der Vertrag muss unter
Verschluss bleiben. An die Offentlichkeit
drangen nur die Forschungsgebiete wie
Herz­Kreislauf­Leiden, Krebs und Erkran
kungen des Zentralnervensystems und der
Plan, ein Graduiertenkolleg einzurichten,
welches Doktorandlnnen im Rahmen der
Zusammenarbeit fördert. Der damalige
Wissenschaftsminister Andreas Pinkwart
(FDP), der mit dem sogenannten „Hoch
schulfreiheitsgesetz“ den Weg für die Ein
richtung von Hochschulräten und den stei

genden Einfluss der Wirtschaft auf die
Hochschul­Forschung geebnet hatte, be
zeichnete den Vertrag als die „weitestrei
chende Kooperation, die eine nordrhein­
westfälische Universitätsklinik bislang
eingegangen ist“.
Die genauen Umstände der Zusammen
arbeit sind bis heute intransparent. So
ist ungeklärt, ob die Universität an erteil
ten Patenten partizipiert, ob auch künftig
noch Medikamente für ökonomisch un
interessante Kranktieiten entwickelt wer
den und wie die Publikationsfreiheit sich
ergestellt wird. Kritikerlnnen befürchten
eine Ausrichtung der universitären Phar
ma­Forschung auf rein wirtschaftliche Kri
terien. Professor Rainer Roth, Beiratsmit

glied der COORDINATION GEGEN BAY
ER­GEFAHREN (CBG), kommentiert.,, Die
ohnehin eingeschränkte Unabhängigkeit
der Wissenschaft geht noch weiter verlo
ren, wenn Universitäten und Forschungs
institute immer mehr von der Industrie
finanziert werden. Nicht weil Bestech
ungsgelder fließen, sondern weil Wissen
schaftler eher Studien durchführen und
Ergebnisse präsentieren, die den Interes
sen der Kooperationspartner entsprechen.
Wenn der Erfolg der Institute zudem an
den eingeworbenen Drittmitteln gemes
sen wird, tritt das wissenschaftliche In
teresse noch mehr hinter das Geschäfts
interesse der Sponsoren zurück.“

Veto­Recht des Sponsors
Die Pharma­Forschung steht beispielhaft
für ein Gut von hohem öffentlichem Inter
esse, welches durch industrielle Beein
flussung gefährdet wird. Denn neuartige
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Dieser Logik, die dem hehren Anspruch
nach Wahrheitssuche diametral entge
gensteht, dürfen sich die Universitäten
keinesfalls unterwerfen.
Ein abschreckendes Beispiel ist die Ko
operation zwischen zwei Berliner Uni
versitäten und der DEUTSCHEN BANK.

as Geldhaus hatte für zwei Stiftungs
professuren im Bereich „Finanzmathema
tik“ jährlich drei Millionen Euro zugesagt
und sich dafür weitreichende Mitbestim
mungsrechte bei der Berufung der Wis
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Forschungsgebiete zusichern lassen. Auch
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„Alle Forschungsergebnisse der Univer
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entstehen, sind der DEUTSCHEN BANK
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nen sprachen von „gekaufter Wissen
schaft“. Auch Jan­Hendrik Olbertz, Präsi
dent der Humboldt­Universität, sieht den
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genleistung sponsert kein Unternehmen
eine Forschungseinrichtung. Und der An­

teil von Drittmitteln an den Hochschul
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von 64,4 Millionen gegenüber; von die
sen kamen 21,3 Millionen direkt aus der
Industrie.
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Stellen ermöglicht.
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mat
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Vor dem Kölner Verwaltungsgericht

Mehrere Instanzen
Am 6. Dezember 2012 kam es vor der 13.
Kammer des Kölner Verwaltungsgerichts
zur ersten Verhandlung. Ein großes Aufge
bot der Medien sowie drei Dutzend Un
terstützer der Coordination nahmen da
ran teil. In der einseitig geführten Ver
handlung machte der Vorsitzende Rich
ter, Hans-Martin Niemeier, von Beginn an
deutlich, dass er der Argumentation von
BAYER und Universität folge, wonach eine
Einsichtnahme in den Vertrag sowohl die
Forschungsfreiheit als auch Geschäftsge
heimnisse tangiere. Die vier übrigen Rich
terlnnen meldeten sich kein einziges Mal
zu Wort. Kurios: Keine/r der Richterlnnen
hatte sich die Mühe gemacht, den Gegen
stand der Verhandlung, den nur 28-seiti-

gen Kooperationsvertrag, auch nur durch-
- - zulesen. Darüber hinaus sah sich Niemei
„ er nicht in der Pflicht zu begründen, wa

rum er das Votum des NRW-Landesbeauf
tragten, der den Vertrag ja geprüft hatte,
ignorierte. Wenig überraschend war dann
nach 90-minütiger Verhandlung die Ab
weisung der Klage.
Ungewöhnlich früh, bereits nach einer
Woche, wurde die Begründung des Urteils
veröffentlicht. Der frühe Zeitpunkt erhär
tet den Verdacht, dass das Ergebnis lange
vor der Verhandlung feststand. In seiner
Argumentation stützt sich das Gericht im
Wesentlichen auf das sogenannte „Hoch
schulurteil“ des Bundesverfassungsge
richts, welches die Freiheit der Wissen
schaft schützen soll. Das „Hochschulur
teil“ ist jedoch 40 Jahre alt und stammt
aus einer Zeit, als es noch keine Koopera
tionsverträge zwischen Universitäten und
Konzernen gab. Auch die Informationsfrei
heitsgesetze waren zu dieser Zeit noch
nicht in Kraft.
Zudem stützten sich die Richterlnnen auf
eine Besonderheit des nordrhein-westfä
lischen lnformationsfreiheitsgesetzes. Als
eines von nur zwei Bundesländern nimmt
NRW den Bereich der Forschung vom In
formationszugang aus. Die meisten juristi

schen Kommentare — und auch der Lan
desbeauftragte — gehen jedoch davon
aus, dass diese Ausnahme-Bestimmung
eng gefasst werden muss. Ihnen zufolge
hatten die Schöpferlnnen des Paragra
phen-Werks dabei konkrete Forschungsin
halte, detaillierte Budgets und die gewon
nenen Daten im Sinn gehabt, nicht aber
Rahmenvereinbarungen, wie sie der Köl
ner Vertrag enthält.
„Da wird im Namen der Forschungsfrei
heit die Forschungsfreiheit ausgehöhlt.
Das Gericht hat ignoriert, dass Gefahren
für die Unabhängigkeit der Wissenschaft
heute weniger von staatlicher Seite
ausgehen als durch privatwirtschaftliche
Einflussnahme‘, kommentiert CBG-Vor
standsmitglied Jan Pehrke. Sein Kollege
Axel Köhler-Schnura ergänzt: „Das erstin
stanzliche Urteil war leider zu erwarten,
liegt das Verwaltungsgericht Köln doch
nur einen Steinwurf weit von der Kon
zernzentrale entfernt.“ Nach Ansicht von
Köhler-Schnura hat das Verfahren grund
sätzliche Bedeutung: „Es geht ganz allge
mein um die zunehmende Unterwerfung
von Forschung und Lehre unter wirtschaft
liche Interessen und Konzernprofite. Und
das dann auch noch abgesichert mit Ge
heimverträgen.

Reges Medien-Interesse am Prozess

Das Verfahren rief ein breites Medien-
Echo hervor — von der Zeit, Faz und Süd-
deutscher Zeitung bis hin zum Ärzteb/att,
der taz und den Kölner Lokalzeitungen.
Der Spiege/ titelte „Freiheit der Forschung

‘~ gefährdet“, im Kölner Stadt-Anzeiger hieß
es „Zweischneidige Kooperationen“.
Nach Auffassung der COORDINATION GE
GEN BAYER-GEFAHREN muss die Öffent
lichkeit darüber informiert sein, wie viele
Rechte eine aus Steuergeldern finanzierte
Einrichtung an ein privatwirtschaftliches
Unternehmen abtritt. Vertreter des Netz
werks legten daher noch im Dezember Be
rufung gegen das Urteil ein. Der Fall geht

nun vor das Oberverwa ungsgericht Mün
ster. Zur Finanzierung des Verfahrens star
tete die Coordination einen Spendenauf
ruf.
Unterstützung erhält die CBG dabei vom
Deutschen Hochschulverband, der Berufs-
vertretung der Universitätsprofessorlnnen.
Verbandssprecher Matthias Jaroch erklär
te gegenüber der Faz „Für uns zielen das
Gerichtsurteil und die Position der Univer
sität Köln hochschulpolitisch in die fal
sche Richtung. Wir empfehlen, den fragli
chen Vertrag offenzulegen.“
In die gleiche Kerbe schlägt Prof. Mat
thias Rossi, Autor eines juristischen Kom

mentars zu Informationsfreiheitsgesetzen.
Gegenüber der taz räumte Rossi der Klage
„gute Erfolgsaussichten“ ein. Der Jurist
geht davon aus, dass etwaige Ausnahme-
regeln für Hochschulen stets eng ausge
legt werden müssten. Organisatorische
Fragen, die in der Kölner Rahmenverein
barung behandelt werden, fielen nicht un
ter die Regelung.
Unabhängig vom Ausgang des Verfahrens
überdenkt die Universität Köln inzwischen
ihre Kooperationen mit der Wirtschaft.
Eine Gruppe aus Studierenden und Profes
sorlnnen erarbeitet zurzeit Empfehlungen
für künftige Verträge mit Unternehmen.
Zusammen mit der Piratenpartei hat die
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH
REN zudem eine parlamentarische An
frage gestellt. Darin wird gefragt, welche
Anstrengungen die NRW-Landesregierung
unternimmt, die Position des Beauftragten
für Informationsfreiheit zu stärken, damit
sich öffentliche Einrichtungen künftig an
dessen Entscheidungen halten. Auch wird
eine Überarbeitung des Informationsfrei
heitsgesetzes angeregt, damit die Öffent
lichkeit künftig leichter Auskünfte zu Ko
operationsverträgen zwischen Universi
täten und Industrie-Unternehmen erlan
gen kann.
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Recht & Unbillig STICHWORT BAYER 2/2013

Kooperationsvertrages zu erfahren.

Herr Dr. Lieb, ist der Vertrag zwischen der
Universität Köln und der Bayer AG eine Aus
nahmeerscheinung?
Lieb: Keineswegs. Meiner Einschätzung
nach handelt es sich bei dem Rechtsstreit
nur um eine aktuelle Begleiterscheinung
eines schleichenden Privatisierungsprozes
ses an den Universitäten, wie er vor al
lem von dem überwiegend vom BERTELS
MANN-Konzern finanzierten „Centrum für
Hochschulentwicklung“ (CHE) vorangetrie
ben wird.
Was ist das Ziel dieser Politik?
Unis werden mehr und mehr wie Kapitalge
sellschaften gemanagt, mit einer starken
Hochschulleitung und einer Aufsichtsrats
struktur. Statt durch die Selbstverwaltung
sollen die Hochschulen über den Wettbe
werb um Drittmittel auf dem Wissen
schaftsmarkt gesteuert werden. Der Staat
zieht sich auf die passive Rolle des „Zu
schussgebers“ zurück, hat noch nicht einmal
mehr rahmensetzende Funktion und kann
nicht eingreifen, wenn ganze Fächer umge
widmet werden.
Die Unis als verlängerte Werkbank?
Zunehmend, da auch die staatlichen Zu
schüsse immer häufiger „leistungsorien

tiert“, d. h. auch gemessen an der Summe
der eingeworbenen Drittmittel vergeben
werden. Viele Professoren können ihre Mit
arbeiter nur halten, indem sie Drittmittel be
schaffen. Das heißt, die Auftraggeber be
stimmen mehr und mehr die Entwicklung der
Forschung.
So wie in der Kölner Uniklinik?
Man muss ja wohl davon ausgehen, dass
auf der Basis des Geheimvertrags Auftrags
forschung für die BAYER AG betrieben wird.
Sonst bräuchte der Vertrag ja auch nicht
geheim zu sein. Es ist — vorsichtig gesagt —

dubios, wenn an einer nach wie vor über
wiegend öffentlich finanzierten Hochschule
geheime Forschung betrieben wird. Was
wird dabei erforscht? Was passiert, wenn
ein Forschungsdurchbruch erzielt wird, wan
dern die Erkenntnisse in die Panzerschrän
ke von BAYER? Bei wem liegen die Verwer
tungsrechte, d. h. wer streicht bei einer Ver
wertung der Erkenntnisse die Gewinne ein?
Wer erhält mögliche Patentrechte? Gäbe
es eine faire Beteiligung der Hochschule,
könnte man doch auch locker darüber infor
mieren. Ich fürchte nur, die Uni sitzt da am
kürzeren Hebel und schaut am Ende in die
Röhre.

Ihre Prognose für den Prozessausgang?
Da es sich hier um eine Grundsatzfrage han
delt, dürfte der Prozess durch alle Instan
zen gehen, vielleicht sogar bis vor das Bun
desverfassungsgericht, da es hier um eine
Abwägung zwischen Wissenschaftsfreiheit
und lnformationsfreiheit einerseits und der~
Wahrung von Betriebsgeheimnissen ande
rerseits geht. Es gibt ja vergleichbare Fälle
im Bereich der sogenannten öffentlich-pri
vaten Partnerschaften etwa zwischen Kom
munen und Investoren. Auch dort werden
die Ratsmitglieder mit Rücksicht auf Ge
schäftsgeheimnisse häufig nicht informiert.
Es hat sich dabei immer wieder herausge
stellt, dass die Kommunen die Dummen wa
ren und die Investoren die Gewinner. Solan
ge bei dem Vertrag zwischen der Uni Köln
und der BAYER AG keine Transparenz herr
scht, besteht der Verdacht, dass die Uni
der Erfüllungsgehilfe des Pharmakonzerns
ist. Das ist gewiss nicht im Sinne der vom
Grundgesetz garantierten Wissenschafts
freiheit für die Hochschule.

Dieses fürs SWB bearbeitete Interview er
schien zuerst in der Neuen Rheinischen Zei
tung. Die Fragen stellte Christoph Hardt.
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Politik & Einfluss STICHWORT BAYER 2/2013 STICHWORT BAYER 2/2013 Politik & Einfluss

Forschungssubventi onen

BAYER sahnt ab

Der Leverkusener Multi hat von 1971 bis heute über 250 Millionen Euro an Forschungssubventionen erhalten. Mehr als 400

hat. 145.000 Euro war dem BMBF die Un
tersuchung der Material­ und Umweltei
genschaften der Nano­Fabrikate wert.
Und für die Fertigung von Lacken und
Kunststoffen auf Nano­Basis erhielt der
Global Player fast 600.000 Euro. Noch
mehr Mittel strich er für Labor­Versuche
mit faser­verstärkten Hochleistungskunst
stoffen und ultradünnen Kunststoff­Be
schichtungen ein: 2,7 bzw. 1,1 Millionen
Euro. Zudem weist der „Förderkatalog“
der Bundesregierung die Unterstützung
von Experimenten mit Solarzellen, hoch­
auflösender Bildgebung, Keramik­Filtern,
Pulvern zur Wärmedämmung und Grund
stoffe­Recycling aus. Sogar Biopiraterie
Unternehmungen wie die Extrahierung

Über 250 Millionen Euro an

Forschungssubventionen aus der

Staatskasse hat BAYER von 1971

bis heute erhalten

von Steroid­Grundstoffen aus ecuadoria
nischen Pflanzen und Maßnahmen zur
Weiterqualifizierung von Ausbilderlnnen
sowie zur Verbesserung der innerbetrieb
lichen Transport­Abläufe sponserte der
Bund, während er an Forschungen zu Risi
ken und Nebenwirkungen neuer Technolo
gien deutlich weniger Interesse zeigte.
Auch andere börsen­notierte Multis wie
BMW, SIEMENS, LINDE und E.ON sahn

ten kräftig ab. 241,7 Millionen Euro beka
men die 30 DAX­Unternehmen allein im
Jahr 2011 an Forschungssubventionen —

das sind 12 Prozent der Gesamtzahlung
en der einzelnen Ministerien an die Wirt­

schaft.,, Die Förderung konzentriert sich
sehr stark auf größere Unternehmen, weil
große Ministerialbürokratien gerne mit
großen Unternehmensbürokratien zusam
menarbeiten“, erläuterte Professor Dr.
Henning Klodt vom Kieler Institut für
Weltwirtschaft im ARD­Magazin plusmi
nus. Die Bundesregierung bestreitet die
sen Sachverhalt allerdings in ihrer Ant
wort auf eine Kleine Anfrage der Partei
„Die Linke“.,, Größere Unternehmen wer
den absolut und im Vergleich zu ihren Ei
genaufwendungen stark unterproportio
nal gefördert“, betont sie und verweist
darauf, dass an kleinere und mittlere Un
ternehmen im vorletzten Jahr mit 1.1 Mil
liarden Euro über 62 Prozent der Gelder
von insgesamt 1,9 Milliarden Euro gin
gen. Das entspricht jedoch noch immer
nicht ihrer Wirtschaftskraft. Zudem vertei
len sich die restlichen 709 Millionen auf
viel weniger Betriebe, weshalb BAYER &
Co. viel höhere absolute Summen ein
streichen.

Auf Kritik stößt aber nicht nur der Millio
nen­Regen für BAYER & Co., sondern auch
die generelle Ausrichtung der Forschungs
förderung, die sich mehr und mehr auf
vermarktbare Produkte fokussiert.,, Der
Staat sollte sich auf die Bereiche konzen
trieren, in denen der Markt eben nicht für
die notwendige Finanzierung sorgt, und
das ist die Grundlagenforschung oder an
ders ausgedrückt, die Forschung, die nicht
unmittelbar zur Produktion oder zur Mark
treife führt. Dieses Grundverständnis geht
aber in der Politik in den letzten Jahren
immer stärker verloren“, moniert Klodt
deshalb.
BAYER aber reicht der Geldsegen für sei
ne wissenschaftlichen Abteilungen noch
nicht. So fordert der Agro­Riese seit Jahr
und Tag Abgaben­Erleichterungen für sei
ne Forschungs­ und Entwicklungsausga
ben „Sinnvoll wäre eine Steuer­Gut
schrift“, meint der Vorstandsvorsitzende
Marijn Dekkers und nennt 20 bis 30 Mil
lionen Euro als Größenordnung.

Projekte hat der Bund in diesem Zeitraum gefördert.

Der Leverkusener Multi bildet sich viel
auf seine lnnovationskraft ein. „Als Erfin
der­Unternehmen setzt BAYER seit nun
mehr 150 Jahren Zeichen in forschungs
intensiven Bereichen“ hält der Konzern
fest. Allerdings helfen die Steuerzahler­
Innen bei dieser Zeichensetzung kräftig
mit, obwohl der Pharma­Riese kontinuier
lich Milliarden­Gewinne macht. Uber 250
Millionen Euro an Forschungssubven
tionen hat die Aktien­Gesellschaft von
1971 bis heute aus den Bundes­Töpfen er
halten. Für sage und schreibe 437 Projek
te floss Geld.

Die verschiedenen Ministerien finanzier
ten unter anderem Vorhaben aus den Be
reichen Gentechnik, Nanotechnik, Phar
mazeutika, Agrochemikalien und Kunst
stoffe. So gab es etwa eine Finanzspritze
für die Entwicklung eines Tests zum Nach
weis von Fötus­Schädigungen aus em
bryonalen Mäuse­Stammzellen und zur
gentechnischen Herstellung eines Impf
stoffes gegen Herpes. Auch das Pflan
zenbiotechnologie­Projekt „Zielgerichtete
Züchtung zur Ertragssteigerung bei Raps“,
den Einsatz biotechnologischer Methoden
zur Erhöhung des Stärke­Gehaltes in Kar

toffeln und die Identifizierung von Eigen
schaften auf molekularer Ebene, „welche
die Produktivität und Qualität der Pflan
ze erhöhen“, alimentierte das „Bundesmi
nisterium für Bildung und Forschung“
(BMBF).
Forschungen auf dem Gebiet der Nano
technik subventionierte das Ministerium
ebenfalls großzügig. Allein 4,3 Millionen
Euro zahlte es BAYER für eine Pilot­An
lage zur Herstellung von Kohlenstoff
Nanoröhrchen auf Kohlenstoff­Basis, die
wegen technischer Probleme nie das ge
wünschte Produktionsvolumen erreicht

Vom Staat gesponsert: 8AYERs Nanoröhrchen­Produktion

je

BAYER.Sponsor Bundesforschungsministerium

Von Jan Pehrke

1 um entwicklungspolitische Arbeit zu unterstützen.

o Projekte im Rnland, die über die Ursachen der Armut
in der „Dritten Welt“ informieren und Solidarität mobilisieren.

• Projekte im Ausland, die dort zur Selbstbefreiung und
zur Sicherung der Grundbedürfnisse dienen.

Auch Aktivitäten der CBG wurden schon oft durch
einen Zuschuss der asb unterstützt.

Machen S~e mit~

Aktion Selbstbesteuerung e.V. Friede durch gerechte Entwicklungspolitik
Jägerhalde 87, 70327 Stuttgart
Mau: info©aktion­selbstbesteuerung.de www.aktion­selbstbesteuerung.de
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Bereits seit dem Jahr 2009 warnt die
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH
REN (CBG) in einer Kampagne vor den Ge
fahren neuerer BAYER-Verhütungsmittel.
Was der Leverkusener Multi in der Wer-

flüssiger. Darum liegt diversen Studien
zufolge das Risiko, unter solchen Kontra
zeptiva eine Thrombo-Embolie zu erleiden,
um das 2-3fache höher als bei anderen
Präparaten. In den USA haben solche und

andere Nebenwirkungen deshalb schon
190 Frauen das Leben gekostet, in der
Bundesrepublik verzeichnet das „Bundes
institut für Arzneimittel und Medizinpro
dukte“ (BfArM) bislang 18 Todesfälle.
Die CBG hat den Skandal in die Öffent
lichkeit gebracht und Kontakt zu Betroffe
nen hergestellt. Im Jahr 2010 haben Ge
schädigte der drospirenon-haltigen Pil
len YASMIN und YASMINELLE das Thema
dann erstmals auf die Agenda der BAYER-
Hauptversammlung gesetzt — von der es
seither nicht mehr verschwunden ist. Und
2011 hat Felicitas Rohrer schließlich eine
Klage gegen den Konzern eingereicht,
nachdem dies vorher schon eine junge
Schweizerin getan hatte. Aber allzuviele
Mitstreiterlnnen fanden die beiden nicht.
Während sich der Leverkusener Multi in
den USA mit 18.000 Verfahren konfron
tiert sieht und schon 700 Millionen Eu
ro an Entschädigungen zahlen musste,
brauchte sich die Justiz auf dem Konti
nent bisher kaum mit YASMIN & Co. zu
beschäftigen.
Doch das ändert sich jetzt. In Frankreich
hat Marion Larat Ende 2012 einen Prozess
gegen den Pharma-Riesen angestrengt.
„Weil sie eine Verhütungspille genommen
hat, wurde ihr Alltag zu einem Alptraum“,
sagt der Vater der 25-Jährigen. Die BAY
ER-Pille MELIANE (Wirkstoffe: Gestoden
und Ethinylestradiol) hatte bei seiner
Tochter 2006 einen Gehirnschlag ausge
löst. Neun Operationen musste die Frau
seither über sich ergehen lassen; immer
wieder erleidet sie epileptische Anfälle.
„Ich empfinde Hass gegen BAYER, ich em
pfinde Hass gegen den Staat“, bekennt

~die Französin.
Ihr Vorgehen hat im Nachbarland ein
großes Medien-Echo ausgelöst. Sie hat
nicht nur Dutzende von Briefen und An
rufen erhalten, sondern auch Nachahm
er gefunden. 80 Klagen haben die Gerich
te bis Mitte Februar registriert, darunter
mehr als die Hälfte gegen BAYER. Und es
dürften noch mehr werden: Uber 650 Be
richte von pillen-geschädigten Frauen ha
ben die Anwälte von Marion Larat mitt
lerweile bekommen. Zudem prozessiert
die schweizer Krankenkasse CSS gegen
den Global Player und fordert die Rücker
stattung der Ausgaben für die Behandlung
der Pillen-Patientinnen.
„Die jüngsten Entwicklungen in den USA,
Frankreich und der Schweiz zeigen, dass
BAYER mit dem Rücken zur Wand steht.
Von einem angeblichen, positiven Nutzen!
Risiko-Profil‘ der Präparate kann längst
nicht mehr gesprochen werden. Es ist für

uns nicht hinnehmbar, dass BAYER ameri
kanische Opfer mit enormen Summen ent
schädigt, sich aber in Europa weiterhin
weigert, Verantwortung für exakt diesel
ben Pillen zu übernehmen“, kommentiert
Felicitas Rohrer die Meldungen.
Und tatsächlich erhöht sich der Druck auf
den Konzern — auch außerhalb der Ge
richtssäle. Nachdem die französischen
Krankenkassen die Kosten-Übernahmen
für MELIANE und andere Verhütungspillen
der 3. und 4. Generation wegen ihres Risi
ko-Profils erst im Sommer 2012 auf 35
Prozent des Preises reduziert hatten, ent
schieden sie nun, diese Mittel ganz aus
ihrer Liste zu streichen. Darüber hinaus

„Ich empfinde Hass gegen BAYER, ich

empfinde Hass gegen den Staat“

zog die staatliche Arznei-Aufsicht ANSM
nach dem Bekanntwerden von vier Todes
fällen BAYERs DIANE 35 mit den Wirk
stoffen Ethinylestradiol und Cyprotero
nacetat aus dem Verkehr. Parallel dazu
forderte die ANSM die Europäische Arz
neimittel-Agentur EMA auf, sich mit der
Sicherheit dieser Pharmazeutika zu be
schäftigen. Auch die Niederlande, wo
zehn Frauen nach der Einnahme von DI
ANE starben, reagierten die Behörden.
Das „Dutch Medicines Evaluation Board“
riet ÄrztInnen, die Pille neuen Patientin
nen nicht mehr zu verschreiben.
Der Leverkusener Multi, der im Geschäfts
jahr 2011 allein mit den Produkten aus der
YASMIN-Familie 1,1 Milliarden Euro um-
setzte und diese als „die weltweit am
häufigsten verschriebenen Präparate zur
oralen Empfängnisverhütung“ preist, sieht
jedoch erwartungsgemäß keinen Hand
Iungsbedarf.,, Unverständlich“ nennt das
Unternehmen das Verbot der DIANE-Pille,
die Medizinerlnnen hierzulande nicht zum
Verhindern von Schwangerschaften ver
schreiben dürfen. „Uns sind keine neuen
Erkenntnisse dahingehend bekannt, die
das positive Nutzenj‘Risiko-Profil in Frage
stellen“, erklärt BAYER. Und zu „MELIA
NE“ lässt die Aktien-Gesellschaft verlau
ten~. „Wir werden etwaige Behauptungen
— sobald sie uns vorliegen — prüfen und
danach über unsere nächsten Schritte
entscheiden.“
Herr der Handlung ist der Global Player
jedoch nicht.,, Ob es eine Neubewertung
dieser Mittel geben muss“, darüber befin
det einem Sprecher des „Bundesinstitutes
für Arzneimittel und Medizinprodukte“
(BfArM) zufolge die EMA auf einer Sit

zung, an der auch ein BfArM-Vertreter
teilnimmt. Bisherige Verlautbarungen der
EMA lassen jedoch eher kein negatives
Votum erwarten. So bezeichnete die Be
hörde das Thrombose-Risiko nach dem
Gebrauch von Verhütungsmitteln der drit
ten und vierten Generation als „sehr
gering“ und wollte „überhaupt keinen
Grund“ dafür erkennen, zu einer Abset
zung zu raten.
Die von BAYER unter anderem bei ihren
Kongressen unterstützte „Deutsche Ge
sellschaft für Gynäkologie und Geburtshil
fe“ (DGGG), die sich schon bis zum bitte
ren Ende zu den krebsfördernden Hormon
Therapien bei Wechseljahresbeschwer
den bekannt hatte, verharmlost die durch
Gestagen-Hormone wie Drospirenon aus
gelösten Gefahren ebenfalls. „Man kann
nicht einfach sagen: Das Gestagen allein
ist für die Thrombose verantwortlich, hier
gibt es eine Vielzahl von Einfluss-Fakto
ren“, behauptet das DGGG-Vorstandsmit
glied Bettina Toth und verweist unter an
derem auf Bewegungsmangel, Uberge
wicht, Rauchen und erbliche Vorbelastun
gen. Zu allem Übel spricht die Gynäkolo
gin DIANE dann auch noch von dem Vor
wurf frei, lediglich ein Lifestyle-Präparat
zur Akne-Behandlung zu sein. Um handfe
ste medizinische Probleme bei extrem be
lasteten Frauen gehe es stattdessen, so
Toth. Immerhin kündigte die DGGG an, ih
re Position zu den Gestagenen überprüfen
zu wollen.
Das BfArM rät indessen ebenso wie die
„Arzneimittel-Kommission der deutschen
Ärzteschaft“ und das industrie-unabhängi
ge Fachmagazin arzneimittel-telegramm
von Pillen der dritten und vierten Genera
tion ab. Ob die neuerliche, nun auch Eu
ropa erreichende Klage-Welle ihre Posi
tion stärken und die zuständigen Stellen
zu Konsequenzen zwingen wird, die über
eine nochmalige Änderung des Beipack
zettels hinausgehen, oder ob es in Sach
en „YASMIN & Co.“ bei einem Alleingang
Frankreichs bleibt — das dürfte sich in
nächster Zukunft entscheiden.

~mmer mehr Kontrazeptiva-Klagen

BAYER unter Druck

Die Kontrazeptiva-Geschgdigte Marion Larat verklagt BAYER

Über 18.000 Verfahren haben Geschädigte von BAYER-Verhütungsmitteln in den USA bereits angestrengt. In Europa
beschäftigten die Gerichte sich hingegen bisher kaum mit den Risiken und Nebenwirkungen von YASMIN & Co. Dies könnte
sich jetzt jedoch ändern. Die Klage einer jungen Französin hat im Nachbarland nämlich viele Nachahmerinnen gefunden und
auch die Behörden schon zu Masßnahmen veranlasst.

Von Jan Pehrke

bung als deren „Beauty-Effekt“ preist —

die Reduzierung von Wasser-Einlagerun
gen — erweist sich nämlich als gesund
heitsgefährdend, denn die Flüssigkeits
ausschwemmungen machen das Blut zäh-

Mehr als
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„Nach der ersten OP habe ich über zwei
Tage XARELTO bekommen. Am dritten Tag
erfolgte die zweite OP, also bereits unter
Einsatz von XARELTO. Am Folgetag der
zweiten OP habe ich dann extreme Nach-
blutungen an diesem operierten Bein be
kommen“ — viele solcher Krankenberichte
hat die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN (CBG) in der letzten Zeit erhal
ten. So schrieb etwa eine Kölnerin: „Seit
der Umstellung war ich eigentlich nur
noch krank, müde und schlapp und hatte
Nasenbluten (...) Am 28.10.2012 Not
OP, Luftröhrenschnitt und kein XARELTO
mehr, da ich nun Heparin bekommen ha
be, und siehe da: Es wurde alles besser.“

Sogar eine Meldung über einen Todesfall
erreichte die CBG.
Auch die Medien widmeten sich be
reits BAYERs neuem Gerinnungshemmer.
„Dann ist meine Mutter im August plötz
lich zusammengebrochen“, erzählt eine
junge Frau in der WDR-Dokumentation
„Die Tricks der Pharma-lndustrie“, „Sie
hat am ganzen Leib gezittert, Schweiß-
ausbrüche, hat gesagt.. Ich sehe alles
doppelt, dreifach‘“ .„Hirnblutung“ lautete
die Diagnose, mit der Therapie war es
dann allerdings schwierig: „Das Problem
war, dass die Arzte erst mal auch nicht
wussten, wie sie die Hirnblutung stoppen
sollten, weil sie hatte den Gerinnungs

hemmerXARELTO genommen, und da hat
ten die Arzte noch nicht so viel Erfahrung
mit, was sie jetzt dagegen tun könnten.
Da mussten die Arzte erst mal googlen.“

58 Todesfälle
Diese Fall-Geschichten haben die Coordi
nation dazu bewogen, beim „Bundesinsti
tut für Arzneimittel und Medizinproduk
te“ (BfArM) anzufragen, von wie vielen
solcher Schicksale die Behörde Kenntnis
hat. Uber 800 waren es allein im Jahr
2012. 58 Meldungen über „tödliche Ver
läufe“ nach der Einnahme von XARELTO
und 750 über schwere Nebenwirkungen
wie Blutungen erhielt das BfArM. Auch

wenn „ein Kausalzusammenhang im Ein
zelfall nicht sicher belegt ist“, wie das
BfArM betont, schockieren diese Zahlen.
Der Leverkusener Multi brachte das Mit
tel mit dem Wirkstoff Rivaroxaban 2008
erstmals auf den Markt, damals noch für
ein sehr kleines Anwendungsgebiet. Pati
entInnen, denen die ÄrztInnen ein künstli
ches Knie- oder Hüftgelenk eingesetzt
hatten, sollten nach der OP XARELTO zur
Blutverdünnung bekommen, um der Ge
fahr von Thrombo-Embolien vorzubeugen.
Nach und nach gelang es dem Pharma
Riesen allerdings, die Indikationen zu er
weitern. Mittlerweile liegen auch Zulas
sungen zur Vorbeugung von Schlaganfäl
len und Embolien bei Herzkranken mit
einem Vorhofflimmern sowie zur Therapie
von tiefen Venenthrombosen vor. Darü
ber hinaus hat BAYER noch beantragt, die

(flArznei zur Nachbehandlung des Akuten
Koronar-Syndroms (ACS), bei dem sich in
der Herzkranz-Arterie Blutgerinnsel bi 1-
den, zu genehmigen. Und es laufen Unter
suchungen zur Behandlung von Herzinsuf
fizienz bei gleichzeitig bestehender koro
naler Herzkrankheit. „ Dieses breite An
wendungsspektrum ist der Grund, warum
XARELTO unserer Erwartung nach eines
der wichtigsten Produkte in der BAYER-
Geschichte werden kann“, frohlockt der
Pharma-Manager Andreas Fibig. Das Un
ternehmen will mit seinem neuen Medi
kament mittelfristig in Europa MARCU
MAR (Wirkstoff: Phenprocoumon) und in
den USA COUMADIN (Wirkstoff: Warfa
rin) als Top-Seller im Bereich der Gerin
nungshemmer ablösen. Einen Umsatz von
zwei Milliarden Euro peilt der Konzern

~j~nit dem Mittel an; im Jahr 2012 waren
es 322 Millionen — gegenüber 2011 eine
Steigerung von fast 275 Prozent.
Nach einem breiten Anwendungsspek
trum sah es allerdings anfangs gar nicht
aus. Im Gegensatz zur Europäischen Arz
neimittelbehörde EMA tat sich ihr US-
Pendant FDA schon bei der ersten Zulas
sung schwer. Wegen des erhöhten Risikos
von Gefäß-Verschlüssen, Blutungen, Herz!
Kreislaufstörungen und Leberschäden so
wie ungeklärter Langzeitwirkung hatte sie
Anfang 2009 weitere Unterlagen über die
Verträglichkeit des Medikamentes ange
fordert. Und der Leverkusener Multi hat
te erhebliche Mühe, diese bereitzustellen
und die Arznei-Aufseherinnen schließlich
gnädig zu stimmen. Bei der Indikation
„Schlaganfall-Prävention“ verlief es ähn
lich. FDA-Mitarbeiterlnnen sprachen sich
im September 2011 wegen des Herzin
farkt- und Blutungsrisikos sowie des feh

lenden Zusatznutzens gegenüber dem zur
Gruppe der Cumarine gehörenden War-
farm gegen eine Genehmigung aus, konn
ten sich innerhalb der Behörde aber nicht
durchsetzen. Bei ACS riet ein Berater
Innen-Gremium wiederum von einer Zu
lassung ab, ob die Leitung ihrer Ansicht
folgt, bleibt abzuwarten. Und beim An
wendungsgebiet „Thrombosen“ mochte
nicht einmal BAYER selber zu seinem
Produkt stehen. Es weise „kein konsistent
positives Nutzen-Risiko-Profil“ auf, mus
ste der Global Player nach einem enttäu
schend verlaufenden klinischen Test ein
räumen

Zweifelhafte Studien
Diese Tests zu den unterschiedlichen mdi-
kationen sind es dann auch, die das frühe
— und im Rückblick betrachtet mehr als
berechtigte — Misstrauen gegenüber dem
Medikament begründen. Die Erprobung
en erweisen sich nämlich als nicht gera
de geschichtsträchtig. So gelang es der
„Rocket“-Studie zur Schlaganfall-Prophy
laxe lediglich, die „Nicht-Unterlegenheit“
XARELTOs gegenüber Warfarin zu demon
strieren. Bei der Wirksubstanz Rivaroxa
ban traten systemische Embolien, Herzin
farkte und Schlaganfälle geringfügig sel
tener auf als bei Warfarin, schwere Blu
tungen hingegen häufiger, solche mit
Todesfolge waren allerdings signifikant
rarer. Aber dieses Ergebnis erreichte das
Präparat nur mit fadenscheinigen Metho
den. Der Leverkusener Multi hat nämlich
den Probandlnnen das Konkurrenz-Produkt
nicht ordnungsgemäß verabreicht. Als
„wenig aussagekräftig“ bezeichnet das
industrie-unabhängige arznei-telegramm
die „Rocket“-Untersuchung deshalb. Zu
sätzlich litt deren Glaubwürdigkeit unter
der handverlesenen Auswahl der XA

RELTDTesterlnnen. Das Unternehmen hat
nämlich penibel darauf geachtet, mög
lichst gesunde Kranke zu engagieren.
Von diesen suchten jedoch relativ viele
schnell wieder das Weite. Und die ge
genüber der Warfarin-Kohorte höherere
Quote derer, die wegen Blutungen oder
anderer Nebenwirkungen den klinischen
Test vorzeitig abbrachen (4,28 zu 3,07 Pro
zent), verfälschen das Ergebnis zusätzlich.
Auch bei der „Einstein“-Studie zur Akut-
Therapie tiefer Venenthrombosen stellten
die Medizinerinnen die Warfarin-Proband
Innen nicht richtig ein. Bei der „Atlas“
Untersuchung zur ACS-Nachbehandlung
tauchten ebenfalls gravierende Mängel
auf. So unterschlug BAYER drei Todesfäl
le. Sie ereigneten sich in der Gruppe der
jenigen 1.294 Teilnehmerlnnen, die ihr
Einverständnis zurückgezogen und den
Test nicht beendet hatten, aber trotzdem
unter die Dokumentationspflicht fallen.
„Diese drei nicht gezählten Todesfälle
könnten nur die Spitze des Eisbergs feh
lende Daten betreffend sein (...) Wir wis
sen nicht, wie viele dieser Todesfälle (und
andere Endpunkte der Studie) bei den sie
ben Prozent der Patienten, die ihr Einver
ständnis widerrufen haben (...)‘ gestri
chen, außen vor gehalten oder nicht ge
zählt worden sind“, sorgt sich die US-
amerikanische Gesundheitsbehörde FDA.
Statt die Arznei zu genehmigen, verlangte
sie deshalb in einem „Complete Response
Letter“ Aufklärung. Und einen zweiten
Brief mit der Aufforderung, fehlende Da
ten nachzureichen, sandte sie Anfang Fe
bruar 2013 ab. Andere Kritikerinnen mon
ierten die abermalig sehr auffällige Zu
sammenstellung der XARELTO-Testgrup
pe. In ihr fanden sich nämlich nur wenig
ältere Personen, und solche, die eine ein
geschränkte Nierenfunktion oder bereits

J

Umstrittene BAYER-Arznei

TodesfaNe XARELTO

mg
Riva roxa ba n
Zum Einnehmen

0 Fil~~~j

„Eines der wichtigsten Produkte der BAYER-Geschichte“ soll der GerinnungshemmerXARELTO werden. Einen Umsatz von zwei
Milliarden Euro peilt der Leverkusener Multi mit dem Medikament an. Entsprechend aggressiv drückt er das Mittel in den
Markt. Die Risiken und Nebenwirkungen dieser Profitgier: Allein im Jahr 2012 registrierte das „Bundesinstitut für Arzneimittel
und Medizinprodukte“ (BfArM) 58 Tote und 750 Meldungen über schwere Nebenwirkungen wie Blutungen nach der Einnahme
von XARELTO. Ein alarmierender Befund, auch wenn „ein Kausalzusammenhang im Einzelfall nicht sicher belegt ist“, wie das
BfArM betont.

Von Jan Pehrke
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XARELTO-Forscherin Dr. Elisabeth Perzborn
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„Nach der ersten OP habe ich über zwei
Tage XARELTO bekommen. Am dritten Tag
erfolgte die zweite OP, also bereits unter
Einsatz von XARELTO. Am Folgetag der
zweiten OP habe ich dann extreme Nach-
blutungen an diesem operierten Bein be
kommen“ — viele solcher Krankenberichte
hat die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN (CBG) in der letzten Zeit erhal
ten. So schrieb etwa eine Kölnerin: „Seit
der Umstellung war ich eigentlich nur
noch krank, müde und schlapp und hatte
Nasenbluten (...) Am 28.10.2012 Not
OP, Luftröhrenschnitt und kein XARELTO
mehr, da ich nun Heparin bekommen ha
be, und siehe da: Es wurde alles besser.“

Sogar eine Meldung über einen Todesfall
erreichte die CBG.
Auch die Medien widmeten sich be
reits BAYERs neuem Gerinnungshemmer.
„Dann ist meine Mutter im August plötz
lich zusammengebrochen“, erzählt eine
junge Frau in der WDR-Dokumentation
„Die Tricks der Pharma-lndustrie“, „Sie
hat am ganzen Leib gezittert, Schweiß-
ausbrüche, hat gesagt.. Ich sehe alles
doppelt, dreifach‘“ .„Hirnblutung“ lautete
die Diagnose, mit der Therapie war es
dann allerdings schwierig: „Das Problem
war, dass die Arzte erst mal auch nicht
wussten, wie sie die Hirnblutung stoppen
sollten, weil sie hatte den Gerinnungs

hemmerXARELTO genommen, und da hat
ten die Arzte noch nicht so viel Erfahrung
mit, was sie jetzt dagegen tun könnten.
Da mussten die Arzte erst mal googlen.“

58 Todesfälle
Diese Fall-Geschichten haben die Coordi
nation dazu bewogen, beim „Bundesinsti
tut für Arzneimittel und Medizinproduk
te“ (BfArM) anzufragen, von wie vielen
solcher Schicksale die Behörde Kenntnis
hat. Uber 800 waren es allein im Jahr
2012. 58 Meldungen über „tödliche Ver
läufe“ nach der Einnahme von XARELTO
und 750 über schwere Nebenwirkungen
wie Blutungen erhielt das BfArM. Auch

wenn „ein Kausalzusammenhang im Ein
zelfall nicht sicher belegt ist“, wie das
BfArM betont, schockieren diese Zahlen.
Der Leverkusener Multi brachte das Mit
tel mit dem Wirkstoff Rivaroxaban 2008
erstmals auf den Markt, damals noch für
ein sehr kleines Anwendungsgebiet. Pati
entInnen, denen die ÄrztInnen ein künstli
ches Knie- oder Hüftgelenk eingesetzt
hatten, sollten nach der OP XARELTO zur
Blutverdünnung bekommen, um der Ge
fahr von Thrombo-Embolien vorzubeugen.
Nach und nach gelang es dem Pharma
Riesen allerdings, die Indikationen zu er
weitern. Mittlerweile liegen auch Zulas
sungen zur Vorbeugung von Schlaganfäl
len und Embolien bei Herzkranken mit
einem Vorhofflimmern sowie zur Therapie
von tiefen Venenthrombosen vor. Darü
ber hinaus hat BAYER noch beantragt, die

(flArznei zur Nachbehandlung des Akuten
Koronar-Syndroms (ACS), bei dem sich in
der Herzkranz-Arterie Blutgerinnsel bi 1-
den, zu genehmigen. Und es laufen Unter
suchungen zur Behandlung von Herzinsuf
fizienz bei gleichzeitig bestehender koro
naler Herzkrankheit. „ Dieses breite An
wendungsspektrum ist der Grund, warum
XARELTO unserer Erwartung nach eines
der wichtigsten Produkte in der BAYER-
Geschichte werden kann“, frohlockt der
Pharma-Manager Andreas Fibig. Das Un
ternehmen will mit seinem neuen Medi
kament mittelfristig in Europa MARCU
MAR (Wirkstoff: Phenprocoumon) und in
den USA COUMADIN (Wirkstoff: Warfa
rin) als Top-Seller im Bereich der Gerin
nungshemmer ablösen. Einen Umsatz von
zwei Milliarden Euro peilt der Konzern

~j~nit dem Mittel an; im Jahr 2012 waren
es 322 Millionen — gegenüber 2011 eine
Steigerung von fast 275 Prozent.
Nach einem breiten Anwendungsspek
trum sah es allerdings anfangs gar nicht
aus. Im Gegensatz zur Europäischen Arz
neimittelbehörde EMA tat sich ihr US-
Pendant FDA schon bei der ersten Zulas
sung schwer. Wegen des erhöhten Risikos
von Gefäß-Verschlüssen, Blutungen, Herz!
Kreislaufstörungen und Leberschäden so
wie ungeklärter Langzeitwirkung hatte sie
Anfang 2009 weitere Unterlagen über die
Verträglichkeit des Medikamentes ange
fordert. Und der Leverkusener Multi hat
te erhebliche Mühe, diese bereitzustellen
und die Arznei-Aufseherinnen schließlich
gnädig zu stimmen. Bei der Indikation
„Schlaganfall-Prävention“ verlief es ähn
lich. FDA-Mitarbeiterlnnen sprachen sich
im September 2011 wegen des Herzin
farkt- und Blutungsrisikos sowie des feh

lenden Zusatznutzens gegenüber dem zur
Gruppe der Cumarine gehörenden War-
farm gegen eine Genehmigung aus, konn
ten sich innerhalb der Behörde aber nicht
durchsetzen. Bei ACS riet ein Berater
Innen-Gremium wiederum von einer Zu
lassung ab, ob die Leitung ihrer Ansicht
folgt, bleibt abzuwarten. Und beim An
wendungsgebiet „Thrombosen“ mochte
nicht einmal BAYER selber zu seinem
Produkt stehen. Es weise „kein konsistent
positives Nutzen-Risiko-Profil“ auf, mus
ste der Global Player nach einem enttäu
schend verlaufenden klinischen Test ein
räumen

Zweifelhafte Studien
Diese Tests zu den unterschiedlichen mdi-
kationen sind es dann auch, die das frühe
— und im Rückblick betrachtet mehr als
berechtigte — Misstrauen gegenüber dem
Medikament begründen. Die Erprobung
en erweisen sich nämlich als nicht gera
de geschichtsträchtig. So gelang es der
„Rocket“-Studie zur Schlaganfall-Prophy
laxe lediglich, die „Nicht-Unterlegenheit“
XARELTOs gegenüber Warfarin zu demon
strieren. Bei der Wirksubstanz Rivaroxa
ban traten systemische Embolien, Herzin
farkte und Schlaganfälle geringfügig sel
tener auf als bei Warfarin, schwere Blu
tungen hingegen häufiger, solche mit
Todesfolge waren allerdings signifikant
rarer. Aber dieses Ergebnis erreichte das
Präparat nur mit fadenscheinigen Metho
den. Der Leverkusener Multi hat nämlich
den Probandlnnen das Konkurrenz-Produkt
nicht ordnungsgemäß verabreicht. Als
„wenig aussagekräftig“ bezeichnet das
industrie-unabhängige arznei-telegramm
die „Rocket“-Untersuchung deshalb. Zu
sätzlich litt deren Glaubwürdigkeit unter
der handverlesenen Auswahl der XA

RELTDTesterlnnen. Das Unternehmen hat
nämlich penibel darauf geachtet, mög
lichst gesunde Kranke zu engagieren.
Von diesen suchten jedoch relativ viele
schnell wieder das Weite. Und die ge
genüber der Warfarin-Kohorte höherere
Quote derer, die wegen Blutungen oder
anderer Nebenwirkungen den klinischen
Test vorzeitig abbrachen (4,28 zu 3,07 Pro
zent), verfälschen das Ergebnis zusätzlich.
Auch bei der „Einstein“-Studie zur Akut-
Therapie tiefer Venenthrombosen stellten
die Medizinerinnen die Warfarin-Proband
Innen nicht richtig ein. Bei der „Atlas“
Untersuchung zur ACS-Nachbehandlung
tauchten ebenfalls gravierende Mängel
auf. So unterschlug BAYER drei Todesfäl
le. Sie ereigneten sich in der Gruppe der
jenigen 1.294 Teilnehmerlnnen, die ihr
Einverständnis zurückgezogen und den
Test nicht beendet hatten, aber trotzdem
unter die Dokumentationspflicht fallen.
„Diese drei nicht gezählten Todesfälle
könnten nur die Spitze des Eisbergs feh
lende Daten betreffend sein (...) Wir wis
sen nicht, wie viele dieser Todesfälle (und
andere Endpunkte der Studie) bei den sie
ben Prozent der Patienten, die ihr Einver
ständnis widerrufen haben (...)‘ gestri
chen, außen vor gehalten oder nicht ge
zählt worden sind“, sorgt sich die US-
amerikanische Gesundheitsbehörde FDA.
Statt die Arznei zu genehmigen, verlangte
sie deshalb in einem „Complete Response
Letter“ Aufklärung. Und einen zweiten
Brief mit der Aufforderung, fehlende Da
ten nachzureichen, sandte sie Anfang Fe
bruar 2013 ab. Andere Kritikerinnen mon
ierten die abermalig sehr auffällige Zu
sammenstellung der XARELTO-Testgrup
pe. In ihr fanden sich nämlich nur wenig
ältere Personen, und solche, die eine ein
geschränkte Nierenfunktion oder bereits
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und Medizinprodukte“ (BfArM) 58 Tote und 750 Meldungen über schwere Nebenwirkungen wie Blutungen nach der Einnahme
von XARELTO. Ein alarmierender Befund, auch wenn „ein Kausalzusammenhang im Einzelfall nicht sicher belegt ist“, wie das
BfArM betont.
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einmal einen Schlaganfall erlitten hatten,
schon gar nicht. Die beiden Mediziner Dr.
Matthew Roe und Dr. Magnus Ohman
meldeten in dem Fachblatt New England
Journal of Medicine deshalb Zweifel an,
ob die Resultate auch den Praxis-Test be
stehen würden.
Zudem hat der Pillen-Gigant viele der
Erprobungen über Auftragsunternehmen
in armen Ländern wie Indien durchge
führen lassen (SWB 1/12), wo nur eine
mangelhafte Aufsicht existiert und viele
Menschen an den Untersuchungen teil
nahmen, ohne ihr informiertes Einver
ständnis gegeben zu haben. „Es ist beson
ders besorgniserregend, dass es die
schlechtesten Warfarin-Therapien bei den
ausländischen Firmen gab“, kritisiert des
halb die US-Initiative PUBLIC CITIZEN.
Nicht nur aus diesen Gründen steht selbst
noch die „Nicht-Unterlegenheit“ XAREL
TOs gegenüber Warfarin in Frage. Er
schwerend kommt hinzu, dass es zü dem
Medikament anders als zu dem Phenpro
coumon-Präparat kein Gegenmittel gibt.
Wenn MARCUMAR-Patientlnnen heftige
Blutungen erleiden, können die ÄrztInnen
ihnen Vitamin K als Antidot verabreichen.
Widerfährt dieses hingegen XARELTO-Pa
tientlnnen, wissen sie sich keinen Rat —

und hilft auch Google nicht weiter. Erst

jetzt, fünf Jahre nach dem ersten Ge
nehmigungsbescheid, schickt BAYER sich
an, gemeinsam mit dem US-Unternehmen
PORTOLA einen XARELTO-Antagonisten
zu entwickeln — bis zur Zulassung dürf
ten allerdings noch ein paar Jahre verge
hen.
Deshalb bleiben im direkten Vergleich nur
ein paar praktische Vorteile. Wer XA
RELTO und nicht Warfarin einnimmt, muss
weder auf Lebensmittel verzichten, die
viel Vitamin K enthalten, noch sich ein
er ständigen Blutwerte-Kontrolle unter
ziehen. Aber dafür verlangt der Pharma
Riese einen gepfefferten Preis. Während
MARCUMAR 22 Cent pro Tagesration
kostet, schlägt XARELTO mit 3,26 Euro
zu Buche — und vermag so wenigstens in
Sachen „Rentabilität“ seine Überlegen
heit gegenüber dem Konkurrenten unter
Beweis zu stellen.
Darum fällt das Urteil in der Fachwelt
auch eindeutig aus.,, In der Therapie und
Rezidiv-Prophylaxe (Maßnahmen zur Ver
hinderung des Wiederauftretens einer
Krankheit, Anm. SWB) von Thromboembo
lien sehen wir Rivaroxaban nur bei Kon
traindikationen (Unverträglichkeit, Anm.
SWB) für Cumarine als Option. Bei Vor
hofflimmern ist es unseres Erachtens drit
te Wahl nach Cumarinen und Dabigatran

(PRADAXA)“, resümiert das arznei-tele
gramm. Und die „Arzneimittel-Kommissi
on der deutschen Ärzteschaft“ (AkdÄ) hält gt~
fest: „Insgesamt ergibt sich aus Sicht der ‘~
AkdÄ für Patienten in Deutschland, die zur
Prophylaxe kardioembolischer Erkrankun
gen bei Vorhofflimmern mit Vitamin-K-An
tagonisten wie Phenprocoumon gut zu be
handeln sind, kein Vorteil aus einer The
rapie mit Dabigatran oder Rivaroxaban.
Ihr Einsatz sollte sich auf Patienten be
schränken, für die Vitamin-K-Antagonist
en keine Therapie-Option sind.“

Neben den medizinischen Fachgesell
schaften wie etwa der „American Heart
Association“, die BAYER großzügig för
dert, und den auf Anzeigen angewiesenen
Publikationen wie der Pharmazeutischen
Zeitung hält nur noch das „Bundesinstitut
für Arzneimittel und Medizinprodukte“ zu
XARELTO und dem ebenfalls umstritten
en BOEHRINGER-Präparat PRADAXA. Das
BfArM „beurteilt das Nutzen/Risiko-Po
tenzial bei beiden neuen Arzneimitteln als
positiv“, antwortete das Institut auf die
Frage der Coordination, ob es angesichts
der 58 Todesfälle und 750 Meldung
en über schwere Nebenwirkungen Hand
lungsbedarf sehe. Es kann jedoch auch
schwerlich anders, denn es war am Zu
lassungsprozess beteiligt und „hat seine
Position in die wissenschaftliche Diskus
sion im Verfahren eingebracht“.

Gigantisches Marketing
Aber weshalb gelingt es BAYER dann
trotzdem, so gute Verkaufszahlen zu errei
chen7.,, Ohne eine große Marketing-Stra
tegie werden Sie ein Medikament mit ein
em marginalen Nutzen wie beispielswei
se XARELTO nie auf dem Markt platzier
en können“, erläutert Prof. Dr. med. Wolf-
Dieter Ludwig vom AkdÄ in der WDR-Sen
dung „Die Tricks der Pharma-lndustrie“.

Darum hat der Pharma-Riese hier schon
frühzeitig investiert.,, Meine größte Auf
gabe als CEO von BAYER ist es, unsere In
novationskraft zu stärken und die Ver
marktung unserer Innovationen zu verbes
sern“, sagte der jetzige Unternehmen
schef Marijn Dekkers bereits bei seinem
ersten großen öffentlichen Auftritt im De
zember 2010 und dachte dabei vor allem
an XARELTO. Tatsächlich erhöhten sich
die Vertriebskosten, unter denen der Kon
zern auch das Marketing subsummiert, im
Geschäftsjahr 2010 gegenüber 2009 um
elf Prozent auf 8,8 Milliarden Euro. Mit
dem Geld aus dem XARELTO-Etat kauf
te er unter anderem Mediziner wie Pro
fessor Dr. Rupert Bauersachs vom Klini
kum Darmstadt und Professor Dr. Johan
nes Brachmann vom Klinikum Coburg, die
auf „Arztlnnen-Fortbildungen“ für das Pro
dukt warben, und finanzierte Annoncen
in Fachzeitschriften. Zur Schulung seiner
Pharma-Drückerlnnen engagierte die Ak
tien-Gesellschaft extra eine Event-Agen
tur, die sich dann auch gleich daranmach
te, die Beschäftigten „zu Außendienst-
Stars mit einem Verkaufsschlager in der
Tasche“ umzupolen. Und für die Medizi
nerlnnen hatte sich der Pillen-Produzent
ebenfalls etwas Besonderes ausgedacht.
Er sandte ihnen XARELTO-Muster per Post

zu. Weil dieses seit Mitte der l98OerJah-
re aber eigentlich verboten ist, sofern kei
ne Anforderung vorliegt, ließder Konzern
die ÄrztInnen Empfangsbestätigungen un
terschreiben, die ihm als „Just-in-Time“
Antrag für die Proben galten. Das brachte
BAYER nicht nur eine Anzeige des arznei-
telegramms ein, sondern auch eine Vorla
dung bei der „Freiwilligen Selbstkontrolle
für die Arzneimittel-Industrie“ (ESA). Den
Rest des Geldes schluckte dann die Logi
stik. „Nur 70 Minuten nach dem Erhalt der
Zulassung für die Einführung in den EU
Mitgliedsstaaten haben bereits die ersten
LKW das BAYER-Gelände in Leverkusen
verlassen, um das Medikament in die
ersten Länder auszuliefern“, lobt sich das
Unternehmen selbst.
Und so dürfte der Umsatz mit dem Gerin
nungshemmer ebenso weiter zunehmen
wie die Todesfälle und schweren Blutun
gen, ohne dass die hiesigen Aufsichts
be-hörden daran Anstoßnehmen. Nur aus
dem Ausland droht Ungemach. In China
hat eine Frau, die während eines XAREL
TO-Testseinen lebensgefährlichen Schock
erlitt, BAYER verklagt und erhielt in erster
Instanz 50.000 Euro Schmerzensgeld zu
gesprochen. Und in den USA bieten An
waltskanzleien Geschädigten des Gerin
nungshemmers schon ihre Dienste an.

0
A

BAYER
E
0

„Kann man Schlaganfall
Prophylaxe bei Vorhofflimmern
deutlich vereinfachen?“

XARELTO-Werbung in der Fachpresse
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einmal einen Schlaganfall erlitten hatten,
schon gar nicht. Die beiden Mediziner Dr.
Matthew Roe und Dr. Magnus Ohman
meldeten in dem Fachblatt New England
Journal of Medicine deshalb Zweifel an,
ob die Resultate auch den Praxis-Test be
stehen würden.
Zudem hat der Pillen-Gigant viele der
Erprobungen über Auftragsunternehmen
in armen Ländern wie Indien durchge
führen lassen (SWB 1/12), wo nur eine
mangelhafte Aufsicht existiert und viele
Menschen an den Untersuchungen teil
nahmen, ohne ihr informiertes Einver
ständnis gegeben zu haben. „Es ist beson
ders besorgniserregend, dass es die
schlechtesten Warfarin-Therapien bei den
ausländischen Firmen gab“, kritisiert des
halb die US-Initiative PUBLIC CITIZEN.
Nicht nur aus diesen Gründen steht selbst
noch die „Nicht-Unterlegenheit“ XAREL
TOs gegenüber Warfarin in Frage. Er
schwerend kommt hinzu, dass es zü dem
Medikament anders als zu dem Phenpro
coumon-Präparat kein Gegenmittel gibt.
Wenn MARCUMAR-Patientlnnen heftige
Blutungen erleiden, können die ÄrztInnen
ihnen Vitamin K als Antidot verabreichen.
Widerfährt dieses hingegen XARELTO-Pa
tientlnnen, wissen sie sich keinen Rat —

und hilft auch Google nicht weiter. Erst

jetzt, fünf Jahre nach dem ersten Ge
nehmigungsbescheid, schickt BAYER sich
an, gemeinsam mit dem US-Unternehmen
PORTOLA einen XARELTO-Antagonisten
zu entwickeln — bis zur Zulassung dürf
ten allerdings noch ein paar Jahre verge
hen.
Deshalb bleiben im direkten Vergleich nur
ein paar praktische Vorteile. Wer XA
RELTO und nicht Warfarin einnimmt, muss
weder auf Lebensmittel verzichten, die
viel Vitamin K enthalten, noch sich ein
er ständigen Blutwerte-Kontrolle unter
ziehen. Aber dafür verlangt der Pharma
Riese einen gepfefferten Preis. Während
MARCUMAR 22 Cent pro Tagesration
kostet, schlägt XARELTO mit 3,26 Euro
zu Buche — und vermag so wenigstens in
Sachen „Rentabilität“ seine Überlegen
heit gegenüber dem Konkurrenten unter
Beweis zu stellen.
Darum fällt das Urteil in der Fachwelt
auch eindeutig aus.,, In der Therapie und
Rezidiv-Prophylaxe (Maßnahmen zur Ver
hinderung des Wiederauftretens einer
Krankheit, Anm. SWB) von Thromboembo
lien sehen wir Rivaroxaban nur bei Kon
traindikationen (Unverträglichkeit, Anm.
SWB) für Cumarine als Option. Bei Vor
hofflimmern ist es unseres Erachtens drit
te Wahl nach Cumarinen und Dabigatran

(PRADAXA)“, resümiert das arznei-tele
gramm. Und die „Arzneimittel-Kommissi
on der deutschen Ärzteschaft“ (AkdÄ) hält gt~
fest: „Insgesamt ergibt sich aus Sicht der ‘~
AkdÄ für Patienten in Deutschland, die zur
Prophylaxe kardioembolischer Erkrankun
gen bei Vorhofflimmern mit Vitamin-K-An
tagonisten wie Phenprocoumon gut zu be
handeln sind, kein Vorteil aus einer The
rapie mit Dabigatran oder Rivaroxaban.
Ihr Einsatz sollte sich auf Patienten be
schränken, für die Vitamin-K-Antagonist
en keine Therapie-Option sind.“

Neben den medizinischen Fachgesell
schaften wie etwa der „American Heart
Association“, die BAYER großzügig för
dert, und den auf Anzeigen angewiesenen
Publikationen wie der Pharmazeutischen
Zeitung hält nur noch das „Bundesinstitut
für Arzneimittel und Medizinprodukte“ zu
XARELTO und dem ebenfalls umstritten
en BOEHRINGER-Präparat PRADAXA. Das
BfArM „beurteilt das Nutzen/Risiko-Po
tenzial bei beiden neuen Arzneimitteln als
positiv“, antwortete das Institut auf die
Frage der Coordination, ob es angesichts
der 58 Todesfälle und 750 Meldung
en über schwere Nebenwirkungen Hand
lungsbedarf sehe. Es kann jedoch auch
schwerlich anders, denn es war am Zu
lassungsprozess beteiligt und „hat seine
Position in die wissenschaftliche Diskus
sion im Verfahren eingebracht“.

Gigantisches Marketing
Aber weshalb gelingt es BAYER dann
trotzdem, so gute Verkaufszahlen zu errei
chen7.,, Ohne eine große Marketing-Stra
tegie werden Sie ein Medikament mit ein
em marginalen Nutzen wie beispielswei
se XARELTO nie auf dem Markt platzier
en können“, erläutert Prof. Dr. med. Wolf-
Dieter Ludwig vom AkdÄ in der WDR-Sen
dung „Die Tricks der Pharma-lndustrie“.

Darum hat der Pharma-Riese hier schon
frühzeitig investiert.,, Meine größte Auf
gabe als CEO von BAYER ist es, unsere In
novationskraft zu stärken und die Ver
marktung unserer Innovationen zu verbes
sern“, sagte der jetzige Unternehmen
schef Marijn Dekkers bereits bei seinem
ersten großen öffentlichen Auftritt im De
zember 2010 und dachte dabei vor allem
an XARELTO. Tatsächlich erhöhten sich
die Vertriebskosten, unter denen der Kon
zern auch das Marketing subsummiert, im
Geschäftsjahr 2010 gegenüber 2009 um
elf Prozent auf 8,8 Milliarden Euro. Mit
dem Geld aus dem XARELTO-Etat kauf
te er unter anderem Mediziner wie Pro
fessor Dr. Rupert Bauersachs vom Klini
kum Darmstadt und Professor Dr. Johan
nes Brachmann vom Klinikum Coburg, die
auf „Arztlnnen-Fortbildungen“ für das Pro
dukt warben, und finanzierte Annoncen
in Fachzeitschriften. Zur Schulung seiner
Pharma-Drückerlnnen engagierte die Ak
tien-Gesellschaft extra eine Event-Agen
tur, die sich dann auch gleich daranmach
te, die Beschäftigten „zu Außendienst-
Stars mit einem Verkaufsschlager in der
Tasche“ umzupolen. Und für die Medizi
nerlnnen hatte sich der Pillen-Produzent
ebenfalls etwas Besonderes ausgedacht.
Er sandte ihnen XARELTO-Muster per Post

zu. Weil dieses seit Mitte der l98OerJah-
re aber eigentlich verboten ist, sofern kei
ne Anforderung vorliegt, ließder Konzern
die ÄrztInnen Empfangsbestätigungen un
terschreiben, die ihm als „Just-in-Time“
Antrag für die Proben galten. Das brachte
BAYER nicht nur eine Anzeige des arznei-
telegramms ein, sondern auch eine Vorla
dung bei der „Freiwilligen Selbstkontrolle
für die Arzneimittel-Industrie“ (ESA). Den
Rest des Geldes schluckte dann die Logi
stik. „Nur 70 Minuten nach dem Erhalt der
Zulassung für die Einführung in den EU
Mitgliedsstaaten haben bereits die ersten
LKW das BAYER-Gelände in Leverkusen
verlassen, um das Medikament in die
ersten Länder auszuliefern“, lobt sich das
Unternehmen selbst.
Und so dürfte der Umsatz mit dem Gerin
nungshemmer ebenso weiter zunehmen
wie die Todesfälle und schweren Blutun
gen, ohne dass die hiesigen Aufsichts
be-hörden daran Anstoßnehmen. Nur aus
dem Ausland droht Ungemach. In China
hat eine Frau, die während eines XAREL
TO-Testseinen lebensgefährlichen Schock
erlitt, BAYER verklagt und erhielt in erster
Instanz 50.000 Euro Schmerzensgeld zu
gesprochen. Und in den USA bieten An
waltskanzleien Geschädigten des Gerin
nungshemmers schon ihre Dienste an.
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„Kann man Schlaganfall
Prophylaxe bei Vorhofflimmern
deutlich vereinfachen?“

XARELTO-Werbung in der Fachpresse
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BAYER~Anbge genehmigt

info @ pros dar. not
Fon 0211-2611 210
Fax 0211-2611220

„Die Bezirksregierung Köln hat am 20.12.
2012 der BAYER MATERIALSCIENCE AG
den Bau und den Betrieb einer neuen
TDI-Anlage im Chempark Dormagen nach
dem Bundes-Immissionssschutzgesetz (Bl
mSchG) genehmigt“, verlautete es lapidar
aus der Pressestelle der Behörde. Damit
setzte sie sich über alle Bedenken hin
weg, welche die COORDINATION GEGEN
BAYER-GEFAHREN (CBG) und der BUND
unter anderem bei dem Erörterungstermin
im Herbst 2011 geäußert hatten.
Geschlagene zwei Tage lang trugen die
Initiativen damals im Technischen Rat
haus von Dormagen ihre Vorbehalte vor.
Sie kritisierten den großen Ressourcen-
Verbrauch des Projektes und den avisier
ten Gebrauch des gefährlichen Giftga
sos Phosgen als Zwischenprodukt, ohne
Schutzmaßnahmen durch eine Beton-Um
mantelung der Produktionsstätte zu tref
fen. Die Coordination monierte darüber hi
naus den zu geringen Sicherheitsabstand
der Anlage zu Wohnsiedlungen und Ver
kehrseinrichtungen, was einen Verstoß
gegen die Seveso-ll-Richtlinie darstellt.
Auch auf dem Chemie-,,Park“ selber stellt
die Nähe der TDI-Produktion zu anderen
Werkseinheiten eine Gefahr dar, die der
Leverkusener Multi nach Ansicht der CBG

ignoriert. Er hat in seinen Planungen näm
lich kaum Vorsorge getroffen, um im Falle
einer Explosion die angrenzenden Gebäu
de zu schützen und so einen Domino-Ef
fekt zu verhindern.
Trotz alledem hat die Bezirksregierung
Köln BAYER grünes Licht gegeben. So hat
sie sich zwar mit der Forderung der Ver
bände nach eine Beton-Hülle befasst und
in Stade sogar eine Kunststoff-Fabrik von
DOW CHEMICAL mit einer solchen Vor
richtung besichtigt, sich dadurch jedoch
nicht veranlasst gesehen, dem Global
Player eine entsprechende Auflage zu
machen. „Insgesamt lässt sich feststellen,
dass sich die besagte Anlage (...) und die
TDI-Anlage in wesentlichen sicherheits
technischen Verfahrensbedingungen un
terscheiden“, heißt es in dem Genehmi
gungsbescheid.
In Sachen „Phosgen“ hat BAYER jedoch
nachzubessern. Die Bezirksregierung ord
nete die Aufstellung von Detektoren an,
die bei einem Gas-Austritt anschlagen,
und kam damit dem Drängen der Initia
tiven nach. Auch in der Frage der Sicher
heitsabstände erkannte die Behörde
Handlungsbedarf und holte ein Gutachten
ein. Dieses bestätigte dann Verstöße ge
gen die Seveso-Richtlinie und zog deshalb

Konsequenzen nach sich.,, In Absprache
mit der Antragstellerin und der Chem
park-Betreiberin wurde für die S-Bahn
Station ‚Dormagen BAYER-Werk‘ ein zu
sätzlicher Schutzraum auf der westlichen
Bahnsteigseite errichtet. Weiterhin wer
den in der Nähe des Bahnhofs ‚lnformati
onstafeln mit Sicherheitsmaßnahmen und
zum richtigen Verhalten im Störungsfal(j
aufgestellt“, teilte die Bezirksregierung
mit. Bei den Chempark-internen Sicher
heitsabständen sah sie dagegen keinen
Grund zum Eingreifen, um im Falle eines
Falles einen Flächenbrand zu verhindern.
Da die Einrichtungen im Umkreis der TDI
Aölage alle der Störfall-Verordnung unter
lägen und deren Anforderungen nachkom
men müssten, seien keine zusätzlichen
Schritte nötig, befindet die Behörde.
Obwohl diese sich durchaus ernsthaft mit
den Einwänden der Kritikerlnnen befasst
und auch zusätzliche Sicherheitsmaßnah
men veranlasst hat, bleibt die Coordinati
on bei der Ablehnung des Bau-Vorhabens.
„Wir sind nach wie vor gegen die Geneh
migung einer Anlage, deren Bau über
Jahrzehnte hinweg die Herstellung ge
fährlichster Stoffe zementiert“, hält die
Presseerklärung der COORDINATIONEN
GEGEN BAYER-GEFAHREN fest.

www~CBGnetwork.org

Ja, ich möchte mehr Informationen.
LJ Ja, ich abonniere Stichwort BAYER für 30 Euro im Jahr
~l Ja, die CBG braucht Rückenstärkung, ich werde

Mitglied (SWB-Abo ist im Beitrag enthalten).
Mein Beitrag soll betragen
(mmd. 5 Euro monatl.) Euro im Jahr
Bitte abbuchen L~ monatlich ~ vierteljährlich

~ halbjährlich iljährlich

Ja, ich zeichne eine Einlage hei ProSolidar
(Agio je nach Höhe maximal 6%)

D Festeinlage (mmd. 500 Euro) Euro

0 Spareinlage (mmd. 20 Euro mtl) Eüro

0 Schickt bitte kostenfrei das Anlage-Prospekt.

Eingang zum Dormagener BAYER-Werk
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Die Bezirksregierung erlaubte BAYER im Dezember2012 den Bau einer Anlage zur Produktion des Kunststoffes TDI.
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1945 kam die nationalsozialistische Dikta
tur zu ihrem Ende. Und das hätte eigent
lich auch das Ende für BAYER und die
anderen Konzerne bedeuten müssen, die
1925 die IG FARBEN gegründet hatten.

Diese Gesellschaft bildete nämlich das
industrielle Rückgrat des deutschen Fa
schismus. So erstellte sie die Blaupause
für den Vierjahresplan, mit dem Hitler &
Co. die Wirtschaft wehrtüchtig machten.

Als es dann 1939 soweit war, konnte das
Unternehmen die Armee fast alleine aus
statten. Zudem betätigten sich Beschäf
tigte der Auslandsniederlassungen als
Spione und fertigten Karten-Material für

Bombenangriffe an. An der Vernichtungs
politik wirkte die IG FARBEN ebenfalls
mit. Sie errichtete in unmittelbarer Nähe
zu Auschwitz ein eigenes Werk, um Zu
griff auf Zwangsarbeiterlnnen zu haben,
während ihre Tochter-Firma DEGESCH den
Faschistlnnen mit dem Zyklon B die Mord
waffe bereitstellte „Sollte es zu Wirt
schaftsklagen kommen, würde das Mate
rial den Verteidigern den Schlaf rauben“,
schwante deshalb dem IG-Vorstandsmit
glied Georg von Schnitzler1.

Economic wartare
Die USA haben solches Material über die
IG FARBEN schon seit Anfang der 1940er-
Jahre gesammelt, wie Bernd Greiner in
seinem Buch „Die Morgenthau-Legende“
darlegt. Beamtinnen des Finanz- und des
Justizministeriums ermittelten über 500

~yirmenBeteili~ungen und 2.000 Kartell-
verträge mit anderen Unternehmen und
machten den Konzern als Hauptlieferan
ten der Vernichtungsfeldzüge aus. 95 Pro
zent der Giftgase und 84 Prozent der
Sprengstoffe stammten aus IG-Fabriken.
Zudem gehörten Brandbomben, Handgra
naten, Maschinengewehre und kriegs-
wichtige Rohstoffe wie Benzin, Schmier
öle, Magnesium, Nickel und Methanol zur
Produkt-Palette. Nach dem Sieg über die
Nazis setzten die Emissäre des US-Fin
anzministers Henry Morgenthau mit ihr
en „field teams“ die Recherche-Arbeit auf
deutschem Boden fort. 14 prall gefüllte
Bände mit Dokumenten trugen die Man
nen des „Secretary of the Treasury“ zu
sammen, obwohl die IG viele Akten ver
nichtet hatte. „Wenn es die Politik der Al

(~jerten ist, dass ‚Deutschland nie wieder
‘~ seine Nachbarn oder den Frieden der

Welt bedrohen wird‘, dann müssen die IG
FARBEN zusammen mit ihren kriegswich
tigen Anlagen zerstört werden“, lautete

ihre Empfehlung zum Umgang mit dem
Unternehmen, dessen Maschinenpark den
Krieg zu 87 Prozent heil überstanden hat
te2. Sie bestätigten damit die Analyse
Thurman Arnolds von der Anti-Trust-Divi
sion des Justizministeriums. „Dies ist ein
Kampf zwischen den Armeen der Indu
strie, nicht zwischen den Armeen der
Militärs“, hatte dieser während c~es Krie
ges konstatiert3. Von „economic warfa
re“, industrieller Kriegführung, sprachen
die US-amerikanischen Politikerinnen und
vermochten nicht einmal zu sagen, ob die
Großkonzerne im Tausendjährigen Reich
Koch oder Kellner waren. „Manchmal fra
ge ich mich, ob diese Leute im Dienst der
Nazis standen oder ob die Nazis nicht
umgekehrt ihnen zu Diensten waren“, be
merkte etwa der Senator Harley Kilgore4.
Die Bündnispartner Nordamerikas maßen
dem „economic warfare“ ebenfalls eine
zentrale Bedeutung zu. Darum einigten
sich die Alliierten auf weitgehende Struk
turreformen „Die totale Zerstörung der
gesamten deutschen Rüstungsindustrie
und die Beseitigung oder Zerstörung son
stiger Schlüsselindustrien, die die Grund
lage der Wehrkraft sind“ beschloss die
Anti-Hitler-Koalition im Potsdamer Ab
kommen. Im Zuge des „industrial disarma
ment“, der industriellen Entwaffnung, ver
boten die Besatzungsmächte die Produk
tion von Flugzeugen, Schiffen und Waf
fen. Chemie-, Eisen- und Stahlwerke woll
ten sie „rigide kontrollieren“ und nach
den Maßstäben einer „zivilen Friedens-
wirtschaft“ umgestalten. „Bei der Organi
sation der deutschen Wirtschaft soll die
Betonung vor allem auf der Entwicklung
der Landwirtschaft und der auf Frieden
ausgerichteten einheimischen Industrie
liegen“, hießes in dem Dokument5.
Eine konkrete Vorlage dazu hatte Henry
Morgenthau bereits während des Krieges
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angefertigt. Diese sah unter anderem ei
ne Deindustrialisierung des Ruhrgebietes
und des Rheinlandes vor sowie eine Un
terstellung des Gebietes unter das Man
dat der UN. Der „Morgenthau-Plan“ und
die nachfolgenden Konzeptionen zielten
dabei — anders als in der Offentlichkeit
oftmals dargestellt — nicht darauf ab, aus
Deutschland wieder Ackerland zu machen.
Sie wollten zwar tatsächlich die Kriegs-
wirtschaft bis in ihre Grundfeste zerstören
und auch im Sinne einer gerechten Strafe
wirken, setzten jedoch nicht zuletzt ganz
pragmatisch bei einem realen Grundpro
blem der deutschen Wirtschaft an: dem
Ungleichgewicht zwischen der Schwer-
und Chemie-Industrie auf der einen und
der Konsumgüter- und Bauindustrie sowie
der Landwirtschaft auf der anderen Sei
te. Darum strebten die mit den Umstruktu
rierungen betrauten US-Strateglnnen un
ter anderem eine „neue Balance zwischen
Schwer- und Leichtindustrien“ an6.
Diese Balance störte das machtvolle Kon
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Der Niedergang der Mitlelsdrichr

Joseph Goebbels mit IG-Direktor Wilhelm Otto

glomarat der IG FARBEN ganz erheblich.
Darum befasste sich das Gesetz Nr. 9 des
Alliierten Kontrollrates auch explizit mit
dem Multi. Es wollte dazu beitragen,
„dass Deutschland nie mehr zu einer
Bedrohung für seine Nachbarn oder den
Weltfrieden werden kann (...) unter Be
rücksichtigung der Tatsache, dass die IG
FARBEN wissentlich und an führender
Stelle am Aufbau und der Produktion des
deutschen Rüstungspotenzials beteiligt
war“7. Darum ordnete das Paragraphen-
Werk eine Beschlagnahme des Firmen-
Vermögens und eine weitreichende Par
zellierung an.

Paradigmenwechsel
Zu all diesen Maßnahmen sollte es je
doch nicht kommen. Das hatte vornehm
lich drei Gründe. Zum Ersten änderten
sich in den USA die politischen Kräfte-
verhältnisse, so dass die New-DeaI-Sym
pathisantlnnen unter den Demokratlnn
en immer mehr an Rückhalt verloren.
Zum Zweiten unterhielt die US-Industrie
umfangreiche Geschäftsbeziehungen zu

deutschen Konzernen und verlangte von
der Regierung, ihre Absatzgebiete zu sich
ern statt eine „Tabula rasa“-Strategie um
zusetzen. Zum Dritten schließlich spaltete
sich die Anti-Hitler-Koalition, und im Kal
ten Krieg war wieder ein starkes Deutsch
land gefragt, das als „Frontstaat“ agieren
konnte.
Der Konsens über den von Franklin D.
Roosevelt ins Leben gerufenen „New
Deal“ brach bereits 1934 auf. Ab 1939 ka
men die Reformen zum Erliegen, und An
hängerlnnen des Programms wie Henry
Morgenthau gerieten in die Defensive.
Nicht einmal vor Antisemitismus schreck
ten die Gegnerlnnen zurück — vom „Jew
Deal“ kündete die Propaganda. Morgen
thau selber unterstellte man rein persön
liche Motive für seine Politik und wollte
„den Eifer des jüdisch-amerikanischen
Staatsmannes besiegen, der nach Rache
dürstet“8. Nach dem Tode seines Mentors
Roosevelt büßte der Politiker entschei
dend an Einfluss ein und trat bald zurück;
seinen alten Weggefährten ging es unter
Harry 5. Truman nicht besser.
Zu den größten Dpponenten von Morgen
thau & Co. gehörte die heimische Indu
strie, denn es gab viele ökonomische
Verflechtungen zwischen den USA und
Deutschland. US-Kompanien hielten Be
teiligungen an 278 deutschen Betrieben
im Wert von insgesamt 420 Millionen
Dollar, während sich das im Land der un
begrenzten Möglichkeiten investierte Ka

William Draper

pital von AEG, IG FARBEN & Co. auf 450
Millionen Dollar belief. Zudem existierte
zahlreiche Handelsbeziehungen und Kar
tell-Verträge. Allein die IG FARBEN hatte
63 nach US-Recht illegale Geschäftsver
einbarungen mit ihren transatlantischen
Partnern geschlossen.
Besonders intensiv kooperierte die IG mit
STANDARD OIL. So bezog sie etwa das
für die Vierjahresplan-Erfüllung unabding
bare Flugbenzin von dem Unternehmen.
Bereits 1929 hatten die beiden Multis ge
genseitig ihre Claims abgesteckt. Die IG
FARBEN sah davon ab, in den USA Treib
stoffe, Öle und Schmiermittel zu verkau
fen, und die US-amerikanische Firma ließ
dafür die lG-Patente zur Herstellung von
Benzin und anderen Stoffen in der Schub
lade. Zu Kriegszeiten konnte STANDARD
OIL wegen solcher und anderer Deals Auf
trägen der US-Luftwaffe nicht mehr nac
kommen. Dann „müssten wir unsere Ab
machungen mit unseren Partnern im In-
und Ausland verletzen und das in uns
gesetzte Vertrauen missbrauchen“, hieß
es in dem abschlägigen Bescheid9. Als
sich GOODRICH und GODDYEAR über die
Schutztitel hinwegsetzten, reichte STAN
DARD OIL — vergeblich — Klage ein. Auch
sonst verwendete sich die Gesellschaft
als Hüterin des geistigen Eigentums der
IG. Im September 1939 einigte sie sich
mit FARBEN-Managern darauf, 2.000 Pa
tente auf ihren eigenen Namen zu über
schreiben, damit sie vor dem Zugriff der
Behörden geschützt waren, was sich letzt
lich ebenfalls als vergebliche Maßnah
me erwies. Das Nazi-Reich honorierte je
doch diese Freundschaftsdienste und er
teilte den U-Boot-Kommandanten Wei
sung, Schiffe des Chemie-Riesen vor An
griffen zu verschonen.
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Zu FORD hatte die IG ebenfalls ein aus
gezeichnetes Verhältnis. Mit Carl Krauch
saß beispielsweise einer der ihren im
Aufsichtsrat der deutschen FORD AG und
sicherte deren Unabhängigkeit, indem er
persönlich bei Göring vorsprach, um die
Eingliederung des Auto­Produzenten in
die Hermann­Göring­Werke zu verhindern.
Auch mit AMERICAN ROHM & HAAS trieb
der Mogul Handel. Darum versicherte de
ren Management dem IG­Vorstand: „Wir
werden zum Status quo ante zurückkeh
ren, sobald wieder normale Bedingungen
eingekehrt sind.“10 Ähnliches versprachen
DUPONT und zahlreiche weitere US­Un
ternehmen ihren deutschen Partnern.
In der Nachkriegszeit standen die Zeichen
dafür bald schon wieder gut. Statt der
braunen machten die Westmächte nun
nämlich eine rote Gefahr aus. Zunächst
hatte Lucius D. Clay als Militär­Gouver
neur der US­amerikanischen Besatzungs
zone, in der das Hauptquartier der IG FAR
BEN lag, noch einen harten Kurs gegen
über dem Unternehmen befürwortet. Er
stand dem „economic disarmament“ ei
gentlich kritisch gegenüber, wollte aber
nicht zuletzt der Sowjetunion entgegen
kommen und die Anti­Hitler­Koalition auf
keinen Fall wegen der IG auseinanderbre
chen lassen. In seinen Augen wäre das
„vielleicht der größte Schritt zu einem
Dritten Weltkrieg“11. Dieses Risiko nah
men die Westmächte dann jedoch in Kauf:
Auf den heißen Krieg folgte ein kalter.
„Nicht Deutschland ist unser Problem,
sondern Russland“, lautete nun die Devi
se12.
All diese drei Faktoren — die veränderte
politische Konstellation in den USA, die
Verflechtungen zwischen deutschen und
US­amerikanischen Konzernen und der
beginnende Ost/West­Konflikt — führten
zu einer Besatzungspolitik, die sich von
den Bestimmungen des Potsdamer Ab
kommens mehr und mehr entfernte. Mit
dazu bei trug auch das wachsende Be
wusstsein über die strategischen Mög
lichkeiten der Atombombe. Der qualitative
Sprung in der Waffentechnik machte nicht
nur ein allzu strenges Vorgehen gegen
die industriellen Rüstungsschmieden al
ter Schule auf deutschem Boden obsolet,
er sorgte auch für ein gesteigertes Selbst
bewusstsein im Auftreten gegenüber der
Sowjetunion. Ein Ubriges zum Verzicht auf
„die totale Zerstörung der gesamten deut
schen Rüstungsindustrie und die Beseiti
gung oder Zerstörung sonstiger Schlüssel
industrien, die die Grundlage der Wehr
kraft sind“13 trug die Befürchtung bei, ein
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in seiner Wirtschaftskraft eingeschränk
tes Deutschland auf Dauer alimentieren
zu müssen.

Nur noch Entfiechtung
Und so wandelte sich die Einstellung ge
genüber dem Land, das den Kontinent mit
einem beispiellosen Vernichtungsfeldzug
überzogen hatte. Statt einem „industrial
disarmament“ stand jetzt nur noch eine
Entflechtung der Wirtschaft auf dem Pro
gramm, und selbst diese führten die Alli
ierten nur halbherzig durch. Die erste
Weiche zu der neuen Strategie wurde
schon früh gestellt. Nach dem Tod Roose
velts verlor Morgenthau den Rückhalt in
der Regierung. Dem Nachfolger Trumal
war die Außenpolitik des Finanzminister!~‘
suspekt, weshalb er ihn aus dem Amt
drängte. Auch dessen „treasury boys“
konnten sich nicht allzu lange halten.
Bernhard Bernstein, der als Abgesandter
des Finanzministeriums das alliierte Ober
kommando in Geldangelegenheiten beriet
und mit seinen „field teams“ Belastungs
material in Sachen „IG FARBEN“ zusam
mengestellt hatte, stießauf immer mehr
Widerstände. Kurz nach Vorlage des IG­

Berichts löste der Militärgouverneur Luci
us D. Clay Bernsteins Abteilung auf und
schlug sie der „Finance Division“ zu. Clay
betraute den Juristen stattdessen mit der
Leitung eines Bereichs zur Untersuchung
von Kartellen und Auslandsvermögen.
Diese DICEA hatte allerdings kaum Kom
petenzen. Als einen „Meilenstein in dem
Bemühen, die einzige zusammenhängende
und schlagkräftige Gruppe aufzulösen, die
es in Deutschland darauf abgesehen hat
te, die Deutschen hart anzupacken“, be
zeichnete Bernsteins Mitstreiter Russell
Nixon die Umstrukturierung deshalb14.
Bernstein kämpfte in Washington noch
darum, die DICEA direkt dem Finanzmini
sterium unterstellen zu lassen, scheiter
te aber und trat schließlich zurück. Nixon
rückte nach, bis er die Amtsgeschäfte an
James Stewart Martin weiterreichte, der
aber — ebenso frustriert über den zuneh

c~menden Machtverlust gegenüber der von
William Draper geleiteten „Economic Di
vision“ wie sein Vorgänger — auch schnell
wieder aufgab.
Draper kam von der Wall Street, und in
seinem Stab fanden sich viele Emissäre
von Unternehmen wie DUPONT, STAN
DARD OIL, GENERAL MOTORS oder AT &
T, denen an einer Normalisierung der
Wirtschaftsbeziehungen gelegen war. Vor
Ort erhielten diese Unterstützung für ihre
lnteressenspolitik von US­Wirtschaftsde
legationen, die Deutschland besuchten
und befanden.,, Von einem kriegerischen
Potenzial in der Industrie geht nur wenig
Gefahr aus“15. Nicht zuletzt wegen ihres
eigenen kriegerischen Potenzials, das ihn
en bei ungünstigen politischen Entwick

lungen vielleicht auch einmal zum Ver
hängnis werden könnte, gaben sie Ent
warnung. Daheim kam indessen Flanken­
schutz von Banken, die gegen einen dem
besiegten Dritten Reich angeblich zuviel
abverlangenden Karthago­Frieden wetter
ten.
Die US­amerikanische Besatzungsdirekti
ve JCS 1067, die es den Militärgouver
neuren untersagten, Schritte zu unterneh
men, „die (...) zum wirtschaftlichen Wie
deraufbau Deutschlands führen könnten
oder (...) geeignet sind, die deutsche Wirt
schaft zu erhalten oder zu stärken“ igno
rierte die „Economic Division“ deshalb
nach Kräften. Das räumte Draper später
auch selber einS. „Wir haben JSC 1067
nicht soviel Beachtung geschenkt, wie wir
es vom Standpunkt militärischer Disziplin
vielleicht hätten tun sollen.“16 Dass dies
ohne Konsequenzen blieb, hatte der Ban
ker nur seiner Protektion durch General
Clay zu verdanken. Ab Juli 1947 jedoch
konnte er unbeschwert seines Amtes wal
ten. Die Direktive JCS 1779 trat an die
Stelle der alten und erteilte der wirt
schaftlichen Gesundung Deutschlands die
höchste Priorität.,, Diese Direktive ist ein
Schritt weg von Potsdam und den Kriegs­
jahren, als man einen deutschen Agrar
staat und einen Karthago­Frieden im Auge
hatte, jubilierte der ehemalige Bank­Ma
nager17.
JCS 1779 schuf die rechtliche Basis für
den Marshall­Plan. Auch wenn sein Schö
pfer George Marshall vor Harvard­Stu
dentInnen erklärte: „Unsere Politik richtet
sich nicht gegen irgendein Land oder eine
Doktrin, sondern gegen Hunger, Armut,

Verzweiflung und Chaos“18, war sein „Eu
ropean Recovery Program“ ein Kind des
sich anbahnenden Kalten Krieges.,, Die
Politik der Russen (...) zwingt uns unwei
gerlich, in enger Abstimmung mit den Bri
ten die Wirtschaft in Westdeutschland in
Schuss zu halten“, stellte Kriegsminister
Henry Stimson fest19. Die Besatzer fürch
teten, ein allzu rigides Durchgreifen wür
de Deutschland der Sowjetunion in die
Arme treiben und setzten sich deshalb da
ran, das Land zu einem ökonomisch flo
rierenden Frontstaat mit Ausstrahlung auf
den ganzen Kontinent aufzubauen. 13 Mil
liarden Dollar wendete die USA dafür zwi
schen 1948 und 1962 auf. Knapp 30 Pro­
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Zu FORD hatte die IG ebenfalls ein aus
gezeichnetes Verhältnis. Mit Carl Krauch
saß beispielsweise einer der ihren im
Aufsichtsrat der deutschen FORD AG und
sicherte deren Unabhängigkeit, indem er
persönlich bei Göring vorsprach, um die
Eingliederung des Auto­Produzenten in
die Hermann­Göring­Werke zu verhindern.
Auch mit AMERICAN ROHM & HAAS trieb
der Mogul Handel. Darum versicherte de
ren Management dem IG­Vorstand: „Wir
werden zum Status quo ante zurückkeh
ren, sobald wieder normale Bedingungen
eingekehrt sind.“10 Ähnliches versprachen
DUPONT und zahlreiche weitere US­Un
ternehmen ihren deutschen Partnern.
In der Nachkriegszeit standen die Zeichen
dafür bald schon wieder gut. Statt der
braunen machten die Westmächte nun
nämlich eine rote Gefahr aus. Zunächst
hatte Lucius D. Clay als Militär­Gouver
neur der US­amerikanischen Besatzungs
zone, in der das Hauptquartier der IG FAR
BEN lag, noch einen harten Kurs gegen
über dem Unternehmen befürwortet. Er
stand dem „economic disarmament“ ei
gentlich kritisch gegenüber, wollte aber
nicht zuletzt der Sowjetunion entgegen
kommen und die Anti­Hitler­Koalition auf
keinen Fall wegen der IG auseinanderbre
chen lassen. In seinen Augen wäre das
„vielleicht der größte Schritt zu einem
Dritten Weltkrieg“11. Dieses Risiko nah
men die Westmächte dann jedoch in Kauf:
Auf den heißen Krieg folgte ein kalter.
„Nicht Deutschland ist unser Problem,
sondern Russland“, lautete nun die Devi
se12.
All diese drei Faktoren — die veränderte
politische Konstellation in den USA, die
Verflechtungen zwischen deutschen und
US­amerikanischen Konzernen und der
beginnende Ost/West­Konflikt — führten
zu einer Besatzungspolitik, die sich von
den Bestimmungen des Potsdamer Ab
kommens mehr und mehr entfernte. Mit
dazu bei trug auch das wachsende Be
wusstsein über die strategischen Mög
lichkeiten der Atombombe. Der qualitative
Sprung in der Waffentechnik machte nicht
nur ein allzu strenges Vorgehen gegen
die industriellen Rüstungsschmieden al
ter Schule auf deutschem Boden obsolet,
er sorgte auch für ein gesteigertes Selbst
bewusstsein im Auftreten gegenüber der
Sowjetunion. Ein Ubriges zum Verzicht auf
„die totale Zerstörung der gesamten deut
schen Rüstungsindustrie und die Beseiti
gung oder Zerstörung sonstiger Schlüssel
industrien, die die Grundlage der Wehr
kraft sind“13 trug die Befürchtung bei, ein
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in seiner Wirtschaftskraft eingeschränk
tes Deutschland auf Dauer alimentieren
zu müssen.

Nur noch Entfiechtung
Und so wandelte sich die Einstellung ge
genüber dem Land, das den Kontinent mit
einem beispiellosen Vernichtungsfeldzug
überzogen hatte. Statt einem „industrial
disarmament“ stand jetzt nur noch eine
Entflechtung der Wirtschaft auf dem Pro
gramm, und selbst diese führten die Alli
ierten nur halbherzig durch. Die erste
Weiche zu der neuen Strategie wurde
schon früh gestellt. Nach dem Tod Roose
velts verlor Morgenthau den Rückhalt in
der Regierung. Dem Nachfolger Trumal
war die Außenpolitik des Finanzminister!~‘
suspekt, weshalb er ihn aus dem Amt
drängte. Auch dessen „treasury boys“
konnten sich nicht allzu lange halten.
Bernhard Bernstein, der als Abgesandter
des Finanzministeriums das alliierte Ober
kommando in Geldangelegenheiten beriet
und mit seinen „field teams“ Belastungs
material in Sachen „IG FARBEN“ zusam
mengestellt hatte, stießauf immer mehr
Widerstände. Kurz nach Vorlage des IG­

Berichts löste der Militärgouverneur Luci
us D. Clay Bernsteins Abteilung auf und
schlug sie der „Finance Division“ zu. Clay
betraute den Juristen stattdessen mit der
Leitung eines Bereichs zur Untersuchung
von Kartellen und Auslandsvermögen.
Diese DICEA hatte allerdings kaum Kom
petenzen. Als einen „Meilenstein in dem
Bemühen, die einzige zusammenhängende
und schlagkräftige Gruppe aufzulösen, die
es in Deutschland darauf abgesehen hat
te, die Deutschen hart anzupacken“, be
zeichnete Bernsteins Mitstreiter Russell
Nixon die Umstrukturierung deshalb14.
Bernstein kämpfte in Washington noch
darum, die DICEA direkt dem Finanzmini
sterium unterstellen zu lassen, scheiter
te aber und trat schließlich zurück. Nixon
rückte nach, bis er die Amtsgeschäfte an
James Stewart Martin weiterreichte, der
aber — ebenso frustriert über den zuneh

c~menden Machtverlust gegenüber der von
William Draper geleiteten „Economic Di
vision“ wie sein Vorgänger — auch schnell
wieder aufgab.
Draper kam von der Wall Street, und in
seinem Stab fanden sich viele Emissäre
von Unternehmen wie DUPONT, STAN
DARD OIL, GENERAL MOTORS oder AT &
T, denen an einer Normalisierung der
Wirtschaftsbeziehungen gelegen war. Vor
Ort erhielten diese Unterstützung für ihre
lnteressenspolitik von US­Wirtschaftsde
legationen, die Deutschland besuchten
und befanden.,, Von einem kriegerischen
Potenzial in der Industrie geht nur wenig
Gefahr aus“15. Nicht zuletzt wegen ihres
eigenen kriegerischen Potenzials, das ihn
en bei ungünstigen politischen Entwick

lungen vielleicht auch einmal zum Ver
hängnis werden könnte, gaben sie Ent
warnung. Daheim kam indessen Flanken­
schutz von Banken, die gegen einen dem
besiegten Dritten Reich angeblich zuviel
abverlangenden Karthago­Frieden wetter
ten.
Die US­amerikanische Besatzungsdirekti
ve JCS 1067, die es den Militärgouver
neuren untersagten, Schritte zu unterneh
men, „die (...) zum wirtschaftlichen Wie
deraufbau Deutschlands führen könnten
oder (...) geeignet sind, die deutsche Wirt
schaft zu erhalten oder zu stärken“ igno
rierte die „Economic Division“ deshalb
nach Kräften. Das räumte Draper später
auch selber einS. „Wir haben JSC 1067
nicht soviel Beachtung geschenkt, wie wir
es vom Standpunkt militärischer Disziplin
vielleicht hätten tun sollen.“16 Dass dies
ohne Konsequenzen blieb, hatte der Ban
ker nur seiner Protektion durch General
Clay zu verdanken. Ab Juli 1947 jedoch
konnte er unbeschwert seines Amtes wal
ten. Die Direktive JCS 1779 trat an die
Stelle der alten und erteilte der wirt
schaftlichen Gesundung Deutschlands die
höchste Priorität.,, Diese Direktive ist ein
Schritt weg von Potsdam und den Kriegs­
jahren, als man einen deutschen Agrar
staat und einen Karthago­Frieden im Auge
hatte, jubilierte der ehemalige Bank­Ma
nager17.
JCS 1779 schuf die rechtliche Basis für
den Marshall­Plan. Auch wenn sein Schö
pfer George Marshall vor Harvard­Stu
dentInnen erklärte: „Unsere Politik richtet
sich nicht gegen irgendein Land oder eine
Doktrin, sondern gegen Hunger, Armut,

Verzweiflung und Chaos“18, war sein „Eu
ropean Recovery Program“ ein Kind des
sich anbahnenden Kalten Krieges.,, Die
Politik der Russen (...) zwingt uns unwei
gerlich, in enger Abstimmung mit den Bri
ten die Wirtschaft in Westdeutschland in
Schuss zu halten“, stellte Kriegsminister
Henry Stimson fest19. Die Besatzer fürch
teten, ein allzu rigides Durchgreifen wür
de Deutschland der Sowjetunion in die
Arme treiben und setzten sich deshalb da
ran, das Land zu einem ökonomisch flo
rierenden Frontstaat mit Ausstrahlung auf
den ganzen Kontinent aufzubauen. 13 Mil
liarden Dollar wendete die USA dafür zwi
schen 1948 und 1962 auf. Knapp 30 Pro­
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Echo

1. B-M.: Schon immer war es mein
Anliegen, an der Wurzel von Ver
brechen anzusetzen - Ihr seid die
einzige Organisation gewesen, die
ich kannte, die einem globalen Kon
zern auf die verbrecherischen Fin
ger klopft, Verbrechen öffentlich
macht und Opfer unterstützt, Wi
derstand bündelt.

8. B.: Als Igel- und Naturschützer
in NICHT bei der CBG als Mitglied
eingetragen zu sein, scheint mir
genauso ein WIDERSPRUCH, wie
wenn man als Menschen- und/bzw.
Tierrechtsaktivist nicht bei einer
Ethischen Bank ist.

T. T.: Macht bitte unbedingt weiter.
Euer/unser Engagement ist wichtig.

A. K.: Ihr steht in vorderster Front in
Konfrontation mit einem typischen
Global Player dieses Systems. Vie
len Dank dafür.

C. K.: Ich muss mich für Ihre tolle
Arbeit bedanken, ich finde es groß
artig, was Sie alles auf die Beine
stellen.

Au weia, BAYER!

Im Januar
~ 2012 haben

-t.r‘ ‘~—“. Metalldieb
- Innen den

Leverkuse
ner Carl-Duisberg-Park heimgesucht
und mehrere Skulpturen aus der
Sammlung des ehemaligen BAY
ER-Generaldirektors Carl Duisberg
entwendet. Antifaschistische Moti
ve dürften sie eher nicht zu ihrer
Tat angestiftet haben, obwohl das
durchaus nahegelegen hätte. Bei
dem Schöpfer von „Die Tatkraft“
und „Jägerinnen“ handelt es sich
nämlich um den ehemaligen Nazi-
Künstler Fritz Klimsch. Er schuf un
ter anderem Büsten von Ludendorif
und Hitler und wurde von Goebbels
als „der reifste unter unseren Plas
tikern“ bezeichnet.

Heinrich Himmler besucht das 13-eigene KZ in Auschwitz

zent davon erhielt Deutschland. Dieser
Verteilungsschlüssel stieß auf Protest,
denn die ökonomische Lage in den 15 an
deren Staaten, die auf der Liste des Pro
gramms standen, hätte dort ein größeres
finanzielles Engagement verlangt.,, Die
Erinnerung an die Nazis ist in Europa (...)

noch nicht so verblasst, wie das (aus ver
ständlichen Gründen) jenseits des At
lantiks der Fall ist. Die Welt wird in je
dem Fall alle ihre Weisheit aufbieten
müssen, um Europa zur Einheit zu über
reden. Aber wenn hinter dieser Einheit die
Möglichkeit lauert, dass ein wiederbeleb
tes Deutschland in Zukunft Europa be
herrscht, dann ist der Plan zum Scheitern
verurteilt, bevor er geboren ist“, kommen
tierte The Economist mit viel Weitblick
die spätere Rolle der Bundesrepublik in
der EU betreffend20.
Grundlegende ökonomische Veränderun
gen standen da nicht mehr auf der Agen
da. An die Stelle des „economic disarma
ment“ war eine bloße Entflechtungspoli
tik getreten, und selbst diese hatte einen
schweren Stand. Deshalb forderte Martin
als Leiter der „Decartelization Branch“ im
August 1946 von CIay mehr Rückendeck
ung gegenüber Draper. Sich der Tatsache
bewusst, „dass mehr und mehr Schritte
unternommen werden, um das Dekartelli
sierungsprogramm ins Leere laufen zu
lassen“21, sicherte der Militärgouverneur
Martin auch Unterstützung zu und veran
lasste die Regierung in Washington, ein
Entflechtungsgesetz vorzubereiten. Dazu
kam es allerdings nie, denn bei den Zwi
schenwahlen im November 1946 verloren

die Demokraten ihre Mehrheiten im Re
präsentantenhaus und im Senat.,, Damit
ging der ganze Entflechtungskram über
Bord“, kommentierte ein US-amerikani
scher Botschaftsangehöriger22. US-Ameri
kaner und Briten strebten auf ihrem zur
Bizone vereinigten Besatzungsgebiet mit
dem „Law 56“ und der „Ordinance 78“
nunmehr nur noch „ein Verbot der über
mäßigen Konzentration deutscher Wirt
schaftskraft“ an. Zunehmend entnervt, un
ternahm Martin im Frühjahr 1947 letzte
vergebliche Versuche, der US-Administra
tion ein eindeutiges Bekenntnis zur Zer
schlagung von IG FARBEN & Co. abzurin
gen.,, Daraus schloss ich, dass die Ent
flechtung keine Zukunft mehr hatte“,
klärte er und stellte im Mai 1947 sein
Posten zur Verfügung23. Zehn Monate
später erschien schon ein Vorgehen gegen
eine „übermäßige Konzentration“ suspekt
— das „Law 56“ fiel. 19 MitarbeiterInnen
der „Decartelization Branch“ legten dage
gen Protest ein, ohne etwas zu erreichen.
Stattdessen wanderte ihre Sektion von
der „Economics Division“ zur „Property Di
vision“ und musste sich fortan den An
weisungen des „Bipartite Control Office“
fügen.
Zu allem Überfluss konnten die Manager
der IG FARBEN und anderer Unternehmen
fleißig mitentflechten24. Im „Bizonal IG
FARBEN Dispersal Panel“ (FARDIP)“ fun
gierte unter anderem der ehemalige IG-
FARBEN-Direktor Oskar Löhr als Berater
des „Bipartite IG FARBEN Control Office“
(BIFCO). Die Adenauer-Regierung ersetzte
das Panel 1951 dann durch ein Gremium,

dem Hermann Gross, Leiter des Wiener
Büros der „Volkswirtschaftlichen Abtei
lung“ der IG FARBEN, lG-Aufsichtsrat Her
mann Josef Abs und der Vierjahresplan
Ministerialdirektor Helmuth Wohlthat an
gehörten. Und auch die beiden in Ludwig
Erhards Wirtschaftsministerium mit dem
Konzern befassten Experten hatten eine
IG-Vergangenheit.

Keine Stunde Null
Den Einflüsterungen dieser Ehemaligen
erlagen die USA, Großbritannien und
Frankreich schließlich. Von den ursprüng
lich geplanten 50 „independent units“
blieben in einem ersten Schritt noch zwölf
‘~ Nachfolger und dann mit BAYER, BASF,
etECHST und CASELLA gar nur noch vier
übrig. Damit unterschied sich die Lösung
nicht mehr allzu sehr von den Nachkriegs
plänen der IG selber, welche vorsahen,
den Zentralismus abzubauen und mehr
auf Regionalisierungen zu setzen. Das
Quartett konnte großzügigerweise mit
fast dem gesamten Kapital der in den
westlichen Besatzungszonen gelegenen
IG-Niederlassungen operieren, das Ver
mögen der 24 in der Sowjetzone gelege
nen Firmen-Sitze musste es hingegen
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abschreiben. Die Westmächte behielten
jedoch bloß zehn Prozent des Gru - -

mögens der IG FARBEN ein; Rep
verlangten die Länder nicht. BAYER b-
kam von dem schmutzigen Geld im Mai
1952 mit 387 Millionen D-Mark den höch
sten Betrag. Dann folgten die BAS
340 Millionen und HOECHST mit 265 -

lionen. CASSELLA hatte sich mit 34 Mil
lionen zu begnügen25.
Für die BAYER-Werke, die größtenteils
unter das Mandat Großbritanniens fielen,
hatte es sich schon vorher recht gut an-
gelassen. „Die britischen Militärbehörden
verfuhren pragmatisch und ließen die Be
triebsgemeinschaft Niederrhein intakt“,
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Echo

1. B-M.: Schon immer war es mein
Anliegen, an der Wurzel von Ver
brechen anzusetzen - Ihr seid die
einzige Organisation gewesen, die
ich kannte, die einem globalen Kon
zern auf die verbrecherischen Fin
ger klopft, Verbrechen öffentlich
macht und Opfer unterstützt, Wi
derstand bündelt.

8. B.: Als Igel- und Naturschützer
in NICHT bei der CBG als Mitglied
eingetragen zu sein, scheint mir
genauso ein WIDERSPRUCH, wie
wenn man als Menschen- und/bzw.
Tierrechtsaktivist nicht bei einer
Ethischen Bank ist.

T. T.: Macht bitte unbedingt weiter.
Euer/unser Engagement ist wichtig.

A. K.: Ihr steht in vorderster Front in
Konfrontation mit einem typischen
Global Player dieses Systems. Vie
len Dank dafür.

C. K.: Ich muss mich für Ihre tolle
Arbeit bedanken, ich finde es groß
artig, was Sie alles auf die Beine
stellen.

Au weia, BAYER!

Im Januar
~ 2012 haben

-t.r‘ ‘~—“. Metalldieb
- Innen den

Leverkuse
ner Carl-Duisberg-Park heimgesucht
und mehrere Skulpturen aus der
Sammlung des ehemaligen BAY
ER-Generaldirektors Carl Duisberg
entwendet. Antifaschistische Moti
ve dürften sie eher nicht zu ihrer
Tat angestiftet haben, obwohl das
durchaus nahegelegen hätte. Bei
dem Schöpfer von „Die Tatkraft“
und „Jägerinnen“ handelt es sich
nämlich um den ehemaligen Nazi-
Künstler Fritz Klimsch. Er schuf un
ter anderem Büsten von Ludendorif
und Hitler und wurde von Goebbels
als „der reifste unter unseren Plas
tikern“ bezeichnet.

Heinrich Himmler besucht das 13-eigene KZ in Auschwitz

zent davon erhielt Deutschland. Dieser
Verteilungsschlüssel stieß auf Protest,
denn die ökonomische Lage in den 15 an
deren Staaten, die auf der Liste des Pro
gramms standen, hätte dort ein größeres
finanzielles Engagement verlangt.,, Die
Erinnerung an die Nazis ist in Europa (...)

noch nicht so verblasst, wie das (aus ver
ständlichen Gründen) jenseits des At
lantiks der Fall ist. Die Welt wird in je
dem Fall alle ihre Weisheit aufbieten
müssen, um Europa zur Einheit zu über
reden. Aber wenn hinter dieser Einheit die
Möglichkeit lauert, dass ein wiederbeleb
tes Deutschland in Zukunft Europa be
herrscht, dann ist der Plan zum Scheitern
verurteilt, bevor er geboren ist“, kommen
tierte The Economist mit viel Weitblick
die spätere Rolle der Bundesrepublik in
der EU betreffend20.
Grundlegende ökonomische Veränderun
gen standen da nicht mehr auf der Agen
da. An die Stelle des „economic disarma
ment“ war eine bloße Entflechtungspoli
tik getreten, und selbst diese hatte einen
schweren Stand. Deshalb forderte Martin
als Leiter der „Decartelization Branch“ im
August 1946 von CIay mehr Rückendeck
ung gegenüber Draper. Sich der Tatsache
bewusst, „dass mehr und mehr Schritte
unternommen werden, um das Dekartelli
sierungsprogramm ins Leere laufen zu
lassen“21, sicherte der Militärgouverneur
Martin auch Unterstützung zu und veran
lasste die Regierung in Washington, ein
Entflechtungsgesetz vorzubereiten. Dazu
kam es allerdings nie, denn bei den Zwi
schenwahlen im November 1946 verloren

die Demokraten ihre Mehrheiten im Re
präsentantenhaus und im Senat.,, Damit
ging der ganze Entflechtungskram über
Bord“, kommentierte ein US-amerikani
scher Botschaftsangehöriger22. US-Ameri
kaner und Briten strebten auf ihrem zur
Bizone vereinigten Besatzungsgebiet mit
dem „Law 56“ und der „Ordinance 78“
nunmehr nur noch „ein Verbot der über
mäßigen Konzentration deutscher Wirt
schaftskraft“ an. Zunehmend entnervt, un
ternahm Martin im Frühjahr 1947 letzte
vergebliche Versuche, der US-Administra
tion ein eindeutiges Bekenntnis zur Zer
schlagung von IG FARBEN & Co. abzurin
gen.,, Daraus schloss ich, dass die Ent
flechtung keine Zukunft mehr hatte“,
klärte er und stellte im Mai 1947 sein
Posten zur Verfügung23. Zehn Monate
später erschien schon ein Vorgehen gegen
eine „übermäßige Konzentration“ suspekt
— das „Law 56“ fiel. 19 MitarbeiterInnen
der „Decartelization Branch“ legten dage
gen Protest ein, ohne etwas zu erreichen.
Stattdessen wanderte ihre Sektion von
der „Economics Division“ zur „Property Di
vision“ und musste sich fortan den An
weisungen des „Bipartite Control Office“
fügen.
Zu allem Überfluss konnten die Manager
der IG FARBEN und anderer Unternehmen
fleißig mitentflechten24. Im „Bizonal IG
FARBEN Dispersal Panel“ (FARDIP)“ fun
gierte unter anderem der ehemalige IG-
FARBEN-Direktor Oskar Löhr als Berater
des „Bipartite IG FARBEN Control Office“
(BIFCO). Die Adenauer-Regierung ersetzte
das Panel 1951 dann durch ein Gremium,

dem Hermann Gross, Leiter des Wiener
Büros der „Volkswirtschaftlichen Abtei
lung“ der IG FARBEN, lG-Aufsichtsrat Her
mann Josef Abs und der Vierjahresplan
Ministerialdirektor Helmuth Wohlthat an
gehörten. Und auch die beiden in Ludwig
Erhards Wirtschaftsministerium mit dem
Konzern befassten Experten hatten eine
IG-Vergangenheit.

Keine Stunde Null
Den Einflüsterungen dieser Ehemaligen
erlagen die USA, Großbritannien und
Frankreich schließlich. Von den ursprüng
lich geplanten 50 „independent units“
blieben in einem ersten Schritt noch zwölf
‘~ Nachfolger und dann mit BAYER, BASF,
etECHST und CASELLA gar nur noch vier
übrig. Damit unterschied sich die Lösung
nicht mehr allzu sehr von den Nachkriegs
plänen der IG selber, welche vorsahen,
den Zentralismus abzubauen und mehr
auf Regionalisierungen zu setzen. Das
Quartett konnte großzügigerweise mit
fast dem gesamten Kapital der in den
westlichen Besatzungszonen gelegenen
IG-Niederlassungen operieren, das Ver
mögen der 24 in der Sowjetzone gelege
nen Firmen-Sitze musste es hingegen
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„Britischer Pragmatismus“ hingegen ver
schonte Haberland, obwohl Bernstein viel
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kleine Unternehmen, wie es das Gesetz
Nr. 9 wegen der wehrwirtschaftlichen Be
deutung des Mörder-Konzerns vorschrieb,
„erwies sich in der Praxis als undurch
führbar“, befanden die „Meilensteine“
mit Verweis auf die große Not in der
Nachkriegszeit27. Überhaupt hätten die
IG-Oberen ja nur „angeblich Hitlers An
griffskriege mit geplant und vorberei
tet“28. Damit nicht genug, geht die Un
ternehmenschronik sogar so weit, den
„passiven Widerstand“ derjenigen Be
schäftigten zu feiern, die Militärs Aus
künfte über bestimmte Produktionsverfah
ren verweigerten und sogar gezielte Des-
informationen streuten.
Schon im Juni 1945 hatten die Briten die
Erlaubnis für das Anlaufen bestimmter
Fertigungsreihen erteilt. So verließen bald
schon wieder Chlor, Arzneien, Wurmmittel
und Kunststoff-Borsten für Bürsten die
Anlagen. Dementsprechend stieg die Be
schäftigten-Zahl „Schneller, als sich je
mand in der ‚Stunde Null‘ hätte vorstell
en können, wuchsen Belegschaft und Pro
duktion am Niederrhein wieder an, kon
statierten die „Meilensteine“ zufrieden29.
Von 1.730 ArbeiterInnen im April 45 auf
fast 11.000 im April 46 erhöhte sich der
Personalstand. Später stießen auch alte
IGler wie der in Nürnberg als Kriegsver
brecher verurteilte Fritz ter Meer wieder
hinzu und sorgten mit für florierende Ge
schäfte. Bei der BASF und bei HOECHST
entwickelten sich die Dinge in ähnlicher
Weise.,, Mit den Franzosen kam es zu
keinen Reibungen und keinen Spannun
gen“, vermeldete etwa der IGler und spä
tere BASF-Vorstandsvorsitzende Bernhard
Timm30. Unter anderem ließsich die fran
zösische Kommandatur von dem IG-Vor
ständler Otto Ambros in Sachen „Export

Förderung“ beraten. Und so waren sowohl
BAYER als auch HOECHST und BASF kaum
20 Jahre nach ihrem Neustart bereits al
leine so großwie die IG FARBEN zu ihren
besten Zeiten.

ANMERKUNGEN
1 Bernd Greiner, Die Morgenthau-Legen

de; Hamburg 1995; S. 219
2 zit. n. Greiner; 5. 243
~ zit. n. Greiner; S. 34
~ zit. n. Greiner; S. 42
5 zit. n. Greiner; S. 231
6 zit. n. Greiner; 5. 284
~ zit. n. Dietrich Eichholtz, Abwicklung un

erwünscht; junge welt vom 27.11.2010
8 zit. n. Greiner; 5. 208
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Promis gegen Profit

Na ch ha 1-
‚~ tige Ent

wicklung
ist eine un

ti sinnige Vo

kabel wie
friedlich
er Krieg. Es
gibt keine
Entwick
lung mit
N ach ha 1-

tigkeit. Und was die grüne Indus
trie angeht, das ist reine Phantasie.
Es gibt die Idee, das Bruttoinlands
produkt vom Energie-Verbrauch zu
entkoppeln. Dafür gibt es überhaupt
keine empirische Evidenz. Überall
dort, wo das Bruttoinlandsprodukt
hochgeht, geht auch der Energie
Verbrauch hoch (...) Mit kleinen
Änderungen in der Industrie-Infra
struktur kann (...) einfach nicht er
reicht werden, was nötig ist, näm
lich die schnellstmögliche Verrin
gerung der Treibhausgase um die
Hälfte.“

Dennis Meadows, einer der Autor
innen der 1972 publizierten Studie
„Grenzen des Wachstums‘~ in ein
em interview mit der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung.

Test im o n i a 1

„Ich durfte mich
freuen über eine
vorzügliche Zu
sammenarbeit
mit der COOR
DIN AT ION
GEGEN BAYER-
GEFAHREN
(CBG). Ohne die
Unterstützung

der CBG wäre die weltweite Ver
breitung der Ergebnisse meiner
Forschung über die Gefahren von
neonicotinoiden Insektiziden kaum
möglich gewesen.“

Dr Henk Tennekes, Toxikologe, Au
tor des Buches „ Disaster in the Ma
king“
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tet“28. Damit nicht genug, geht die Un
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ren verweigerten und sogar gezielte Des-
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Schon im Juni 1945 hatten die Briten die
Erlaubnis für das Anlaufen bestimmter
Fertigungsreihen erteilt. So verließen bald
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en können, wuchsen Belegschaft und Pro
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statierten die „Meilensteine“ zufrieden29.
Von 1.730 ArbeiterInnen im April 45 auf
fast 11.000 im April 46 erhöhte sich der
Personalstand. Später stießen auch alte
IGler wie der in Nürnberg als Kriegsver
brecher verurteilte Fritz ter Meer wieder
hinzu und sorgten mit für florierende Ge
schäfte. Bei der BASF und bei HOECHST
entwickelten sich die Dinge in ähnlicher
Weise.,, Mit den Franzosen kam es zu
keinen Reibungen und keinen Spannun
gen“, vermeldete etwa der IGler und spä
tere BASF-Vorstandsvorsitzende Bernhard
Timm30. Unter anderem ließsich die fran
zösische Kommandatur von dem IG-Vor
ständler Otto Ambros in Sachen „Export

Förderung“ beraten. Und so waren sowohl
BAYER als auch HOECHST und BASF kaum
20 Jahre nach ihrem Neustart bereits al
leine so großwie die IG FARBEN zu ihren
besten Zeiten.
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Promis gegen Profit

Na ch ha 1-
‚~ tige Ent

wicklung
ist eine un

ti sinnige Vo

kabel wie
friedlich
er Krieg. Es
gibt keine
Entwick
lung mit
N ach ha 1-

tigkeit. Und was die grüne Indus
trie angeht, das ist reine Phantasie.
Es gibt die Idee, das Bruttoinlands
produkt vom Energie-Verbrauch zu
entkoppeln. Dafür gibt es überhaupt
keine empirische Evidenz. Überall
dort, wo das Bruttoinlandsprodukt
hochgeht, geht auch der Energie
Verbrauch hoch (...) Mit kleinen
Änderungen in der Industrie-Infra
struktur kann (...) einfach nicht er
reicht werden, was nötig ist, näm
lich die schnellstmögliche Verrin
gerung der Treibhausgase um die
Hälfte.“

Dennis Meadows, einer der Autor
innen der 1972 publizierten Studie
„Grenzen des Wachstums‘~ in ein
em interview mit der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung.

Test im o n i a 1

„Ich durfte mich
freuen über eine
vorzügliche Zu
sammenarbeit
mit der COOR
DIN AT ION
GEGEN BAYER-
GEFAHREN
(CBG). Ohne die
Unterstützung

der CBG wäre die weltweite Ver
breitung der Ergebnisse meiner
Forschung über die Gefahren von
neonicotinoiden Insektiziden kaum
möglich gewesen.“

Dr Henk Tennekes, Toxikologe, Au
tor des Buches „ Disaster in the Ma
king“
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Seit 35 Jahren bieten wir einem der großen Konzerne die Stirn. Doch Wirtschaftskris~ynd

Sozialabbau haben uns ein existenzbedrohendes Defizit beschert. Jede offizielle Förderung‘

wird uns verweigert — der Preis konsequent konzernkritischer Arbeit. Deshalb unsere Bitte:

Werden Sie Fördermitglied. Beteiligen Sie sich an den Aktionen. Helfen Sie mit einer Spende.

zurücksenden an Coordinat‘on gegen BAYER Gefahren Postfach 1504 18, 40081 Düsseldorf Fax 0211 ­3339 40, e Ma info2@CBGnetwork.org

D Ja, ich werde Fördermitglied mit Euro monatlich / EJ Ja, ich spende einmalig Euro (bitte Lastschnft ausfüllen)

(durchschnittlich 5 bis 10 Euro) Der Betrag soll 0 monatl. 0 vierteljährl. 0 halbjährl. 0 jährlich abgebucht werden.

D Ich möchte mehr wissen. Bitte schickt mir kostenlose Infos.

Lastschnft

BAYERs Uni­Vertrag

Der Prozess

WEITERE THEMEN:
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Auch wenn Ostern sc on vor • ei ist.

suchen
Ostergeschenke!
Um das existenzbedrohende
Defizit zu beseitigen, brauchen
wir 400 neue Mitglieder.
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336 haben wir bereits.

64 fehlen noch.

Jedes Mitglied und
jede Spende zählt.
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Name Vorname:

Straße, Hausnr.: P12, Ort: Alter:

Bank: Konto­Nr.: 612:

Gratis: Wenn Sie Fördermitglied werden, dann

erhalten Sie das Magazin Stichwort BAYER und

den Info­Dienst TICKER kostenlos viermal jährlich.

•1

Spendenkonto GLS 8016 533 000 BLZ 430 609 67

www.CBGnetwork.org

• BAYERs Risiko­Arznei XARELTO

• BAYERs Forschungssubventionen

• BAYERs Neuanfang nach 1945

COORDINATION GEGEN BAYER­GEFAHREN e.V. —~‘~


